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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
zur Kodifizierung im Reissektor 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die grundlegenden Vorschriften über die gemein- 
same Marktorganisation für Reis sind seit ihrer 
Annahme mehrfach geändert worden. Diese Texte 
sind wegen ihrer Vielzahl, ihrer Kompliziertheit und 
ihrer Streuung über zahlreiche Nummern des Amts- 
blattes nicht leicht zu benutzen und daher nicht so 
klar, wie Vorschriften sein sollten. Unter diesen 
Umständen sollten sie kodifiziert werden. 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen. Sie muß insbe- 
sondere eine gemeinsame Organisation der Agrar- 
märkte umfassen, die je nach Erzeugnis verschie- 
dene Formen annehmen kann. 

Die gemeinsame Marktorganisation für Reis muß 
die Festlegung eines einheitlichen Preissystems für 
die Gemeinschaft umfassen. Ein solches System kann 
erzielt werden, wenn jährlich ein für die ganze 
Gemeinschaft geltender Richtpreis für geschälten 
Reis festgesetzt wird, ferner ein Interventionspreis 
für Rohreis (Paddy-Reis), zu welchem die zustän- 
digen Stellen den ihnen angebotenen Reis ankaufen 
müssen, und ein Schwellenpreis für geschälten Reis, 
vollständig geschliffenen Reis und Bruchreis, auf 


dessen Höhe der Preis für eingeführte Erzeugnisse 
mittels einer variablen Abschöpfung bei der Ein- 
fuhr zu bringen ist. 

Zweck der gemeinsamen Agrarpolitik ist es, die 
Ziele des Artikels 39 des Vertrages zu erreichen. 
Um die Märkte zu stabilisieren und der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung eine angemessene Lebens- 
haltung zu gewährleisten, ist es insbesondere auf 
dem Reissektor erforderlich, daß die Interventions- 
maßnahmen auf dem Markt weiterhin von den 
Interventionsstellen getroffen werden. 

Der freie Handel innerhalb der Gemeinschaft soll 
es ermöglichen, daß die Überschüsse der Produk- 
tionsgebiete und der Bedarf der Zuschußgebiete aus- 
geglichen werden. Um diesen Ausgleich nicht zu 
behindern, sind die Interventionspreise so festzu- 
setzen, daß die Unterschiede zwischen diesen Prei- 
sen das Gefälle widerspiegeln, das sich bei normaler 
Ernte auf Grund der natürlichen Bedingungen der 
Marktpreisbildung ergibt, und daß sich Angebot und 
Nachfrage auf diesem Markt frei ausgleichen kön- 
nen. 

Um den Markt der Regionalisierung der Preise 
erfolgreich anpassen zu können, müssen die Inter- 
ventionsstellen in die Lage versetzt werden, unter 
besonderen Umständen geeignete Interventions- 
maßnahmen zu ergreifen. Zur Wahrung der erfor- 
derlichen Einheitlichkeit der Interventionssysteme 
müssen diese besonderen Umstände jedoch gemein- 
schaftlich beurteilt und die betreffenden Maßnahmen 
auf Gemeinschaftsebene beschlossen werden. 

Im Verlaufe des Wirtschaftsjahres müssen für die 
Richtpreise, die Interventionspreise und die Schwel- 
lenpreise einige monatliche Zuschläge gewährt wer- 
den, damit unter anderem die Lager- und Kredit- 
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kosten für die Reislagerung in der Gemeinschaft 
sowie die Notwendigkeit eines Absatzes der Lager- 
bestände entsprechend den Bedürfnissen des Mark- 
tes berücksichtigt werden. 

In Anbetracht der Eigenheiten des Marktes für 
Stärke und Kartoffelstärke kann es sich als notwen- 
dig erweisen, eine Erstattung bei der Erzeugung in 
der Weise vorzusehen, daß der von der betreffenden 
Industrie verwendete Bruchreis ihr zu einem Preis 
zur Verfügung gestellt werden kann, der unter dem- 
jenigen liegt, der sich bei Anwendung der Regelung 
über Abschöpfungen und gemeinsame Preise erge- 
ben würde. 

Die Verwirklichung eines gemeinsamen Marktes 
für Reis in der Gemeinschaft erfordert neben einer 
einheitlichen Preisregelung die Einführung einer 
einheitlichen Handelsregelung an den Außengren- 
zen der Gemeinschaft. Neben dem Interventions- 
system trägt eine Handelsregelung mit einem Ab- 
schöpfungs- und Ausfuhrerstattungssystem gleich- 
falls dazu bei, den Gemeinschaftsmarkt zu stabili- 
sieren, indem sie insbesondere verhütet, daß sich 
die Schwankungen der Weltmarktpreise auf die 
Preise innerhalb der Gemeinschaft auswirken. Es 
empfiehlt sich daher, die Erhebung einer Abschöp- 
fung bei der Einfuhr aus Drittländern und die Zah- 
lung einer Erstattung bei der Ausfuhr nach diesen 
Ländern vorzusehen - beides zum Ausgleich des 
Unterschiedes zwischen den außerhalb und innerhalb 
der Gemeinschaft geltenden Preisen. 

Abschöpfung und Erstattung können auf der 
Grundlage der Preise der repräsentativsten Erzeug- 
nisse des Reissektors berechnet werden, nämlich 
jeweils des Preises für geschälten Reis, für voll- 
ständig geschliffenen Reis und für Bruchreis. Ab- 
schöpfung bzw. Erstattung für auf anderen Verar- 
beitungsstufen angebotenen Reis können ausgehend 
von der Abschöpfung bzw. Erstattung berechnet 
werden, die für die drei Erzeugnisse auf der jeweils 
nächstgelegenen Verarbeitungsstufe gelten. Ferner 
ist bei halb- und vollständig geschliffenem Reis 
sowie bei Reisverarbeitungserzeugnissen, die unter 
diese Verordnung fallen, bei der Berechnung der 
Abschöpfung zu berücksichtigen, daß der Verarbei- 
tungsindustrie der Gemeinschaft ein gewisser Schutz 
gewährleistet werden muß. 


Ergänzend zu dem oben beschriebenen System ist, 
soweit dies für sein reibungsloses Funktionieren 
notig ist, vorzusehen, daß die Inanspruchnahme des 
sogenannten aktiven Veredelungsverkehrs geregelt 
und, sofern die Marktlage es erfordert, ganz oder 
teilweise untersagt werden kann. Ferner empfiehlt 
es sich, die Erstattung in der Weise festzusetzen, 
daß die von der Verarbeitungsindustrie der Gemein- 
schaft im Hinblick auf die Ausfuhr verwendeten 
Grunderzeugnisse aus der Gemeinschaft nicht durch 
eine Regelung des aktiven Veredelungsverkehrs 
benachteiligt werden, die die Verarbeitungsindustrie 
veranlassen würde, die betreffenden Grunderzeug- 
nisse lieber aus Drittländern einzuführen. 

Die zuständigen Behörden sind in die Lage zu 
versetzen, zwecks Beurteilung der Marktentwicklung 
den Warenverkehr ständig zu verfolgen, um gege- 
benenfalls die gebotenen Maßnahmen anwenden zu 
können, die in dieser Verordnung vorgesehen sind. 
Hierfür ist die Erteilung von Einfuhr- bzw. Ausfuhr- 
lizenzen in Verbindung mit der Stellung einer 
Kaution vorzusehen, die die Durchführung der Ein- 
bzw. Ausfuhren, für welche die Lizenzen beantragt 
wurden, garantiert. 

Dank der Abschöpfungsregelung kann auf alle 
sonstigen Schutzmaßnahmen an den Außengrenzen 
der Gemeinschaft verzichtet werden. Der Mechanis- 
mus der gemeinsamen Preise und Abschöpfungen, 
kann sich jedoch unter außergewöhnlichen Umstän- 
den als unzureichend erweisen. Damit der Gemein- 
schaftsmarkt in solchen Fällen gegen möglicherweise 
daraus erwachsende Störungen nicht ohne Schutz 
bleibt, . nachdem die zuvor bestehenden Einfuhr- 
hemmnisse beseitigt wurden, muß es der Gemein- 
schaft ermöglicht werden, rasch alle erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen. 

Im Falle hoher Weltmarktpreise ist vorzusehen, 
daß geeignete Maßnahmen ergriffen werden kön- 
nen, um die Versorgung der Gemeinschaft zu sichern 
und die Preisstabilität auf ihren Märkten aufrechtzu- 
erhalten. 

Die Verwirklichung eines gemeinsamen Marktes 
auf der Grundlage eines gemeinsamen Preissystems 
würde durch die Gewährung bestimmter Beihilfen 
in Frage gestellt werden. Deshalb sollten die Ver- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 25. November 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Re 39/75: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 14. November 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 
Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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tragsvorschriftep, nach denen die von den Mitglied- 
staaten gewährten Beihilfen beurteilt und mit dem 
gemeinsamen Markt nicht zu vereinbarenden Bei- 
hilfen verboten werden können, für bar auf den 
Reissektor erklärt werden. 

Nach dem Abkommen über die Nahrungsmittel- 
hilfe kann die Nahrungsmittelhilfe in Form von 
Reis gewährt werden. Deshalb ist vorzusehen, daß 
Reis und Reisverarbeitungserzeugnisse für Nah- 
rungsmittelhilfsaktionen bereitgestellt werden kön- 
nen. Die betreffenden Erzeugnisse können auf dem 
Markt der Gemeinschaft gekauft werden, aus Reis- 
beständen der Interventionsstellen kommen oder 
unter außergewöhnlichen Umständen auf dem Welt- 
markt angekauft werden. 

Die Entwicklung eines gemeinsamen Marktes auf 
dem Reissektor hat zur Folge, daß sich die Mitglied- 
staaten und die Kommission gegenseitig die notwen- 
digen Angaben für eine Anwendung dieser Verord- 
nung zukommen lassen. Solche Mitteilungen sind 
namentlich im Fall internationaler Verpflichtungen 
nötig. 

Zur Erleichterung der Durchführung der in Aus- 
sicht genommenen Bestimmungen ist ein Verfahren 
vorzusehen, durch das eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission 
im Rahmen des Verwaltungsausschusses für Getrei- 
de eingeführt wird. 

Die gemeinsame Marktorganisation für Reis muß 
zugleich den in den Artikeln 39 und 110 des Vertra- 
ges vorgesehenen Zielen in geeigneter Weise Rech- 
nung tragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 


1. Die gemeinsame Marktorganisation für Reis um- 
faßt eine Preis- und Handelsregelung und gilt für 
nachstehende Erzeugnisse. 


Nummer des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Bezeichnung der Ware 

a) 10.06 A I 

Rohreis (Paddy-Reis) 

10.06 A II 

geschälter Reis 

10.06 B 

halbgeschliffener oder 
vollständig geschliffener Reis 

b) 10.06 C 

Bruchreis 

c) 11.01 F 

Mehl von Reis 

11.02 A VI 

Grobgrieß und Feingrieß 
von Reis 

11.02 E II c) 1 

Flocken von Reis 

11.02 F VI 

Pellets von Reis 

11.08 A II 

Stärke von Reis 


2. Im Sinne dieser Verordnung sind Rohreis 
(Paddy-Reis), geschälter Reis, halbgeschliffener 
Reis, vollständig geschliffener Reis, Rundkorn- 
reis, Langkornreis und Bruchreis die im An- 
hang A definierten Erzeugnisse. 

TITEL I 

Preisregelung 

Artikel 2 

1. Für die Gemeinschaft wird jährlich vor dem 
1. August für das im folgenden Jahr beginnende 
Reiswirtschaftsjahr ein Richtpreis für geschälten 
Reis festgesetzt. 

2. Dieser Preis wird für Rundkornreis einer Stan- 
dardqualität festgesetzt. 

3. Der Preis wird für Duisburg auf der Großhan- 
delsstufe für Ware in loser Schüttung bei freier 
Anlieferung an das Lager, nicht abgeladen, fest- 
gesetzt. 

4. Der in diesem Artikel genannte Preis und die 
für ihn maßgebende Standardqualität werden 
nach dem Verfahren des Artikels 43 Abs. 2 des 
Vertrages festgesetzt. 


Artikel 3 

Das Reiswirtschaftsjahr beginnt für alle in Artikel 1 
genannten Erzeugnisse am 1. September und endet 
am 31. August des folgenden Jahres. 


Artikel 4 

1. Um den Erzeugern zu gewährleisten, daß der 
Marktpreis nicht unter ein Mindestniveau sinkt, 
werden für die Gemeinschaft Interventions- 
preise für Rohreis festgesetzt. 

2. Diese Preise werden für rundkörnigen Rohreis 
einer Standardqualität, die unter Bezugnahme 
auf die Sorte bestimmt wird, die zur Bestim- 
mung der Standardqualität für die Festsetzung 
des Richtpreises für geschälten Reis herangezo- 
gen wird, auf derselben Stufe und zu den glei- 
chen Bedingungen wie dieser letztere Preis fest- 
gesetzt. 

3. Die Interventionspreise werden für Arles und 
Vercelli bestimmt, indem 

— für Arles bzw. Vercelli der Richtpreis für 
geschälten Reis abgeleitet und 
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— dieser Preis in den Preis für Rohreis umge- 
rechnet wird, und zwar nach Maßgabe der 
Umrechnungssätze, der Verarbeitungskosten 
und des Wertes der Nebenprodukte. 

Die obige Bestimmung ist so durchzuführen, daß 
der Unterschied der Interventionspreise unter- 
einander und ihr Unterschied zum Richtpreis den 
Preisunterschieden entspricht, die bei normaler 
Ernte auf Grund natürlicher Preisbildungsbedin- 
gungen auf dem Markt zu erwarten wären, und 
daß diese Unterschiede den freien Handelsver- 
kehr mit Reis innerhalb der Gemeinschaft, dem 
jeweiligen Marktbedarf entsprechend, gestatten. 

Für die übrigen wichtigen Handelsplätze der 
Überschußgebiete der Gemeinschaft gilt 

— der für Arles festgesetzte Interventionspreis 
im Falle der in Frankreich gelegenen Handels- 
plätze, 

— der für Vercelli festgesetzte Interventions- 
preis im Falle der in Italien gelegenen Han- 
delsplätze. 

4. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit jährlich vor dem 1. Mai 
für das folgende Reiswirtschaftsjahr die für 
Arles und Vercelli geltenden Interventionspreise 
fest. 

5. Die Regeln für die Bestimmung der neben Arles 
und Vercelli wichtigen Handelsplätze der Über- 
schußgebiete und der Standardqualität, für wel- 
che die Interventionspreise festgesetzt werden, 
werden nach dem in Absatz 4 genannten Verfah- 
ren festgelegt. 

6. Die in Absatz 3 Unterabsatz 3 genannten Han- 
delsplätze werden nach Anhörung der betref- 
fenden Mitgliedstaaten jährlich vor dem 1. Juli 
für das folgende Reiswirtschaftsjahr nach dem 
Verfahren des Artikels 27 festgelegt. 


Artikel 5 

1. Die von den Mitgliedstaaten zu bestimmenden 
Interventionsstellen sind während des ganzen 
Reiswirtschaftsjahres verpflichtet, den ihnen an- 
gebotenen, in der Gemeinschaft geernteten Roh- 
reis aufzukaufen, wenn die Angebote bestimm- 
ten, nach Absatz 5 festzulegenden Bedingungen, 
insbesondere hinsichtlich Qualität und Menge, 
entsprechen. 

2. Die Interventionsstellen kaufen den Reis unter 
den nach den Absätzen 4 und 5 festzulegenden 
Bedingungen zu dem Interventionspreis auf, der 
an dem Handelsplatz gilt, für den der Rohreis 
angeboten wird. 


Weicht jedoch die Qualität des angebotenen 
Rohreises von der für den Interventionspreis 
festgesetzten Standardqualität ab, so wird der 
Interventionspreis berichtigt durch Anwendung 

— von Berichtigungsbeträgen, die dem Wert- 
unterschied zwischen der Standardqualität 
und den betreffenden sonstigen Sorten ent- 
sprechen, und 

— von Zu- bzw. Abschlägen entsprechend den 
Qualitätsunterschieden, die nichts mit der 
sortenmäßigen Klassifizierung des Erzeugnis- 
ses zu tun haben. 

3. Die Interventionsstellen geben den von ihnen 
nach Absatz 1 aufgekauften Rohreis unter den 
nach den Absätzen 4 und 5 festzulegenden Bedin- 
gungen zur Ausfuhr nach Drittländern oder zur 
Versorgung des Binnenmarktes ab. 

4. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die 
Interventionstätigkeit fest. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 27 
festgesetzt, und zwar insbesondere 

— Mindestqualität und Mindestmenge, die für 
eine Intervention gefordert werden, 

— die bei der Intervention auf alle oder einige 
der in Absatz 2, zweiter Unterabsatz, erster 
Gedankenstrich erwähnten Sorten anzuwen- 
denden Berichtigungsbeträge, 

— die bei der Intervention anzuwendenden Zu- 
bzw. Abschläge, 

— Verfahren und Bedingungen für die Übernah- 
me durch die Interventionsstellen, 

— Verfahren und Bedingungen für die Abgabe 
durch die Interventionsstellen. 


Artikel 6 

Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission die Bedingungen fest, unter 
denen die Interventionsstellen besondere Interven- 
tionsmaßnahmen ergreifen können, um in bestimm- 
ten Gebieten der Gemeinschaft umfangreiche Auf- 
käufe von Rohreis auf Grund von Artikel 5 Abs. 1 
zu verhindern. 

Art und Anwendung solcher Interventionsmaßnah- 
men werden nach dem Verfahren des Artikels 27 
bestimmt. 

Artikel 7 

1. Für den Richtpreis und für die Interventions- 
preise werden monatliche Zuschläge festgesetzt, 
die über das ganze Reiswirtschaftsjahr oder 
einen Teil davon gestaffelt werden. 
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2. Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit jährlich vor dem 1. Mai 
für das folgende Wirtschaftsjahr Zahl und Höhe 
der monatlichen Zuschläge sowie ihre Vertei- 
lung auf das Wirtschaftsjahr fest. 


Artikel 8 

1. Für die am Ende des Reiswirtschaftsjahres vor- 
handenen Bestände an Rohreis, der in der Ge- 
meinschaft geerntet wurde, und an geschältem 
Reis, der daraus gewonnen wurde, kann eine 
Übergangsvergütung gewährt werden. 

Auf Vorschlag der Kommission bestimmt der 
Rat jährlich vor dem 1. Juli mit qualifizierter 
Mehrheit, ob und in welchem Umfang für die 
genannten Erzeugnisse eine Übergangsvergütung 
gewährt wird. 

2. Die Übergangsvergütung ist 

a) für geschälten Reis höchstens gleich dem 
Unterschied zwischen dem im letzten Monat 
des Reiswirtschaftsjahres geltenden Richtpreis 
und dem im ersten Monat des neuen Wirt- 
schaftsjahres geltenden Richtpreis; 

b) für Rohreis höchstens gleich dem Unterschied 
zwischen dem im letzten Monat des Reiswirt- 
schaftsjahres geltenden Interventionspreis 
und dem im ersten Monat des neuen Wirt- 
schaftsjahres geltenden Interventionspreis. 

3. Die Übergangsvergütung wird nur gewährt, wenn 
die Lagerbestände eine Mindestmenge erreichen. 

4. Der Betrag der Übergangsvergütung wird nach 
dem Verfahren des Absatzes 1 festgesetzt. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel, insbesondere die Mindestmenge, von der ab 
für einen Lagerbestand eine Übergangsvergü- 
tung gewährt werden kann sowie die Empfänger- 
gruppen werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 27 festgelegt. 


Artikel 9 

1. Eine Erstattung bei der Erzeugung kann für 
Bruchreis gewährt werden, der von der Stärke- 
industrie zur Herstellung von Stärke verwendet 
wird. 

2. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Durchführungsbestim- 
mungen zu diesem Artikel und setzt die Erstat- 
tung bei der Erzeugung fest. 


TITEL II 

Regelung für den Handel mit Drittländern 

Artikel 10 

1. Für alle Einfuhren der in Artikel 1 genannten 
Erzeugnisse in die Gemeinschaft sowie für alle 
Ausfuhren dieser Erzeugnisse aus der Gemein- 
schaft ist die Vorlage einer Einfuhr- bzw. Aus- 
fuhrlizenz erforderlich, die von den Mitgliedstaa- 
ten jedem Antragsteller unabhängig vom Ort 
seiner Niederlassung in der Gemeinschaft erteilt 
wird. 

Wird die Abschöpfung bzw. die Erstattung im 
voraus festgesetzt, so erfolgt die Eintragung der 
Vorausfestsetzung in die Lizenz und dient als 
Beleg für die Vorausfestsetzung. 

Die Lizenz gilt für ein in der Gemeinschaft 
getätigtes Geschäft. Die Erteilung der Lizenz 
hängt von der Stellung einer Kaution ab, die die 
Erfüllung der Verpflichtung sichert, die Einfuhr 
bzw. Ausfuhr während der Geltungsdauer der 
Lizenz durchzuführen. Die Kaution verfällt ganz 
oder teilweise, wenn die Ein- bzw. Ausfuhr in- 
nerhalb der betreffenden Frist nicht oder nur 
teilweise erfolgt ist. 

2. Die Geltungsdauer der Lizenzen und die sonsti- 
gen Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 27 
festgelegt. 

Artikel 11 

1. Bei der Einfuhr von Reis wird eine Abschöpfung 
erhoben. Sie ist 

a) für rundkörnigen Rohreis gleich der Abschöp- 
fung für geschälten Rundkornreis, berichtigt 
nach dem Umrechnungssatz; 

b) für langkörnigen Rohreis gleich der Abschöp- 
fung für geschälten Langkornreis, berichtigt 
nach dem Umredinungssatz; 

c) für geschälten Rundkornreis gleich dem 
Schwellenpreis, vermindert um den cif-Preis 
von Rundkornreis; 

d) für geschälten Langkornreis gleich dem 
Schwellenpreis, vermindert um den cif-Preis 
von Langkornreis ; 

e) für halbgeschliffenen Rundkornreis gleich der 
Abschöpfung für vollständig geschliffenen 
Rundkornreis, berichtigt nach dem Umrech- 
nungssatz ; 

f) für halbgeschliffenen Langkornreis gleich der 
Abschöpfung für vollständig geschliffenen 
Langkornreis, berichtigt nach dem Umrech- 
nungssatz; 
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g) für vollständig geschliffenen Rundkornreis 
gleich dem Schwellenpreis, vermindert um 
den cif-Preis von Rundkornreis; 

h) für vollständig geschliffenen Langkornreis 
gleich dem Schwellenpreis, vermindert um den 
cif-Preis von Langkornreis; 

i) für Bruchreis gleich dem Schwellenpreis, ver- 
mindert um den cif-Preis. 

2. Die Kommission setzt die in diesem Artikel 
genannten Abschöpfungen fest. 


Artikel 12 

1. Bei der Einfuhr der in Artikel 1 Abs. 1 Buch- 
stabe c genannten Erzeugnisse wird eine Ab- 
schöpfung erhoben, die sich aus zwei Teilbeträ- 
gen zusammensetzt: 

a) aus einem beweglichen Teilbetrag, der pau- 
schal festgesetzt und geändert werden kann. 
Er entspricht der Auswirkung des Abschöp- 
fungsbetrages, der für das bei der Herstel- 
lung dieser Erzeugnisse verwendete Grund- 
erzeugnis festgesetzt wurde, auf die Geste- 
hungskosten der Erzeugnisse; 

b) aus einem festen Teilbetrag, der unter 
Berücksichtigung des Schutzes, der der Ver- 
arbeitungsindustrie zu gewähren ist, festge- 
setzt wird. 

2. Entsprechen die tatsächlichen Angebote aus Dritt- 
ländern für in Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe c ge- 
nannte Erzeugnisse nicht dem Preis, der sich aus 
dem um die Verarbeitungskosten erhöhten Preis 
des Grunderzeugnisses ergibt, aus denen sie her- 
gestellt sind, so kann der nach Absatz 1 fest- 
gesetzte Abschöpfungsbetrag um einen Zusatz- 
betrag erhöht werden, der nach dem Verfahren 
des Artikels 27 festgesetzt wird. 

3. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Durchführungs- 
bestimmungen zu diesem Artikel. 

4. Die Kommission setzt die in Absatz 1 genannten 
Abschöpfungen fest. 

Artikel 13 

1. Die zu erhebende Abschöpfung ist die Abschöp- 
fung, die am Tage der Einfuhr gilt. 

2. Bei der Einfuhr von Reis und Bruchreis wird 
jedoch auf Grund eines bei Beantragung der 
Einfuhrlizenz zu stellenden Antrags der Abschöp- 
fungsbetrag, der am Tag der Vorlage des Antrags 


auf Erteilung einer Einfuhrlizenz gilt, und der 
nach Maßgabe des im vorgesehenen Monat der 
Einfuhr gültigen Schwellenpreises zu berichtigen 
ist, auf ein Einfuhrgeschäft angewandt, das wäh- 
rend der Geltungsdauer dieser Einfuhrlizenz 
durchgeführt werden soll. 

Gegebenenfalls wird der Abschöpfungsbetrag 
durch eine Prämie ergänzt, die zum selben Zeit- 
punkt festgesetzt wird wie der Abschöpfungs- 
betrag. 

3. Nach dem Verfahren des Artikels 27 kann be- 
schlossen werden, daß Absatz 2 auf jedes der in 
Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe c genannten Erzeug- 
nisse ganz oder teilweise angewandt wird. 

4. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Regeln für die Durch- 
führung des Absatzes 2, insbesondere die Regeln 
für die Festsetzung der Prämien, fest und be- 
stimmt die Maßnahmen, die im Fall außerge- 
wöhnlicher Umstände anzuwenden sind. 

5. Die Durchführungsbestimmungen für die Voraus- 
festsetzung werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 27 erlassen. 

6. Die Prämiensätze werden von der Kommission 
festgesetzt. 

7. Falls sich bei Prüfung der Marktlage Schwierig- 
keiten infolge der Bestimmungen über die Vor- 
ausfestsetzung der Abschöpfung zeigen oder die 
Gefahr besteht, daß solche Schwierigkeiten auf- 
treten, kann nach dem Verfahren des Artikels 27 
beschlossen werden, die betreffenden Bestim- 
mungen für die absolut notwendige Zeit auszu- 
setzen. 

In besonders dringenden Fällen kann die Kom- 
mission nach Prüfung der Lage an Hand aller ihr 
zur Verfügung stehenden Informationen beschlie- 
ßen, die Vorausfestsetzung während höchstens 
drei Werktagen auszusetzen. 

Während der Zeit der Aussetzung eingereichte 
Lizenzanträge mit Anträgen auf Vorausfestset- 
zung werden nicht berücksichtigt. 


Artikel 14 

1. Für die Gemeinschaft werden jährlich vor dem 
1. Mai für das folgende Reiswirtschaftsjahr fol- 
gende Preise festgesetzt: 

— ein Schwellenpreis für geschälten Rundkorn- 
reis, 

— ein Schwellenpreis für geschälten Langkorn- 
reis, 
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— ein Schwellenpreis für vollständig geschlif- 
fenen Rundkornreis, 

— ein Schwellenpreis für vollständig geschliffe- 
nen Langkornreis. 

2. a) Der Schwellenpreis für geschälten Rundkorn- 

reis wird so festgesetzt, daß der Verkaufspreis 
für das eingeführte Erzeugnis auf dem Markt 
von Duisburg, unter Berücksichtigung des 
jeweiligen Qualitätsunterschiedes, dem Richt- 
preis entspricht. Dieser Schwellenpreis wird 
um die nach Artikel 7 für den Richtpreis 
festgesetzten Zuschläge erhöht. 

Er wird für Rotterdam für die gleiche Stan- 
dardqualität berechnet wie der Richtpreis. 

b) Der Schwellenpreis für geschälten Langkorn- 
reis wird berechnet, indem auf den Schwellen- 
preis für geschälten Rundkornreis ein Berich- 
tigungsbetrag angewandt wird, der dem 
Wertunterschied zwischen der der Standard- 
qualität entsprechenden Rundkornsorte und 
einer für die Gemeinschaftserzeugung reprä- 
sentativen Langkornsorte entspricht. 

3. Der Schwellenpreis für vollständig geschliffenen 
Rundkornreis und der Schwellenpreis für vollstän- 
dig geschliffenen Langkornreis werden berechnet, 
indem die Schwellenpreise für geschälten Rund- 
kornreis bzw. für geschälten Langkornreis jeweils 
nach Maßgabe des Umrechnungssatzes, der Verar- 
beitungskosten und des Wertes der Nebenpro- 
dukte berichtigt und die so erhaltenen Beträge 
um einen Betrag zum Schutz der Industrie erhöht 
werden. Die Schwellenpreise werden für Rotter- 
dam für die gleichen Qualitäten wie die betreffen- 
den Schwellenpreise für geschälten Reis berech- 
net. 

4. Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit den Schwellenpreis für 
geschälten Rundkornreis sowie den in Absatz 3 
erwähnten Schutzbetrag fest. 

5. Nach dem Verfahren des Artikels 27 werden be- 
stimmt 

a) die für die Gemeinschaftserzeugung repräsen- 
tative Sorte Langkornreis sowie der Wert- 
unterschied zwischen dieser Sorte und der 
Sorte Rundkornreis, die der Standardquali- 
tät entspricht, je Tonne geschälten Reis; 

b) der Schwellenpreis für geschälten Langkorn- 
reis; 

c) der Schwellenpreis für vollständig geschliffe- 
nen Rundkornreis; 

d) der Schwellenpreis für vollständig geschliffe- 
nen Langkornreis. 


Art ike 1 15 

1. Für die Gemeinschaft wird jährlich vor dem 

1. Mai für das folgende Reiswirtschaftsjahr ein 
Schwellenpreis für Bruchreis festgesetzt, der zwi- 
schen 130 und 140 v, H. des im ersten Monat des 
Wirtschaftsjahres geltenden Schwellenpreises für 
Mais liegt. 

2. Der Schwellenpreis für Bruchreis wird für Rotter- 
dam, und zwar für eine Standardqualität berech- 
net. 

3. Auf Vorschlag der Kommission setzt der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit den Schwellenpreis für 
Bruchreis fest und bestimmt die Standardqualität, 
für welche er festgesetzt wird. 


Artikel 16 

1. Für Rotterdam werden berechnet 

a) ein cif-Preis für geschälten Rundkornreis; 

b) ein cif-Preis für geschälten Langkornreis; 

c) ein cif-Preis für vollständig geschliffenen 
Rundkornreis; 

d) ein cif-Preis für vollständig geschliffenen 
Langkornreis; 

e) ein cif-Preis für Bruchreis. 

2. Die cif-Preise werden für Waren in loser Schüt- 
tung berechnet; dabei werden die günstigsten 
Einkaufsmöglichkeiten auf dem Weltmarkt zu- 
grunde gelegt, die für die in Absatz 1 genannten 
Reissorten auf der Grundlage der Notierungen 
oder Preise auf diesem Markt ermittelt wurden, 
und zwar berichtigt entsprechend etwaigen Qua- 
litätsunterschieden gegenüber der Standardquali- 
tät und - für Langkornreis - entsprechend dem 
Wertunterschied zwischen der betreffenden Qua- 
lität und der für die Gemeinschaftsproduktion 
repräsentativen Qualität sowie gegebenenfalls 
nach Maßgabe des Umrechnungssatzes, der Ver- 
arbeitungskosten und des Wertes der Neben- 
erzeugnisse. 

3. Die Qualitätsunterschiede werden durch Berich- 
tigungsbeträge ausgedrückt, welche die Qualitäts- 
und Wertunterschiede zwischen der Sorte, die 
der Standardqualität entspricht, und den übrigen 
Sorten wiedergeben. 

4. Sind die freien Notierungen auf dem Weltmarkt 
nicht maßgebend für den Angebotspreis und liegt 
dieser unter den Weltmarktpreisen, so gilt an 
Stelle des cif-Preises, lediglich für die betreffen- 
den Einfuhren, ein besonderer cif-Preis, der je 
nach dem Angebotspreis berechnet wird. 
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5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel, insbesondere die Berichtigungsbeträge, die 
Einzelheiten der Berechnung der cif-Preise und 
die Spanne, innerhalb welcher die Schwankungen 
der Berechnungselemente für die Abschöpfung 
nicht zu deren Änderung führen, werden nach 
dem Verfahren des Artikels 27 festgelegt. 


Artikel 17 

1. Um die Ausfuhr der in Artikel 1 genannten Er- 
zeugnisse in unverändertem Zustand oder in 
Form von Waren des Anhangs B auf der Grund- 
lage der Notierungen oder Preise der betreffen- 
den Erzeugnisse auf dem Weltmarkt zu ermög- 
lichen, kann der Unterschied zwischen diesen 
Notierungen oder Preisen und den Preisen der 
Gemeinschaft durch eine Erstattung bei der Aus- 
fuhr ausgeglichen werden. 

2. Die Erstattung ist für die gesamte Gemeinschaft 
gleich. Sie kann je nach Bestimmung oder Bestim- 
mungsgebiet unterschiedlich sein. 

Die festgesetzte Erstattung wird auf Antrag ge- 
währt. 

Bei Festsetzung der Erstattung wird namentlich 
der Notwendigkeit Rechnung getragen, zwischen 
der Verwendung der Grunderzeugnisse aus der 
Gemeinschaft im Hinblick auf die Ausfuhr von 
Verarbeitungserzeugnissen nach Drittländern und 
der Verwendung der zum Veredelungsverkehr 
zugelassenen Erzeugnisse dieser Länder ein 
Gleichgewicht herzustellen. 

Die Erstattungen werden in regelmäßigen Zeit- 
abständen nach dem Verfahren des Artikels 27 
festgesetzt. Die Kommission kann die Erstat- 
tungsbeträge, wenn erforderlich, zwischenzeitlich 
auf Antrag eines Mitgliedstaates oder von sich 
aus ändern. 

3. Der bei der Ausfuhr der in Artikel 1 genannten 
Erzeugnisse sowie der Waren des Anhangs B 
anzuwendende Erstattungsbetrag ist der Erstat- 
tungsbetrag, der am Tag der Ausfuhr gilt. 

4. Bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Abs. 1 Buch- 
stabe a und b genannten Erzeugnisse wird jedoch 
auf Grund eines gleichzeitig mit der Beantragung 
der Ausfuhrlizenz vorzulegenden Antrags der 
Erstattungsbetrag, der am Tag der Vorlage des 
Antrags auf Erteilung einer Ausfuhrlizenz gilt 
und nach Maßgabe des im Monat der Ausfuhr 
gültigen Schwellenpreises zu berichtigen ist, auf 
ein Ausfuhrgeschäft angewandt, das während 
der Geltungsdauer dieser Ausfuhrlizenz durch- 
zuführen ist. 

Ein Berichtigungsbetrag kann festgesetzt wer- 
den. Er wird im Falle der Vorausfestsetzung der 


Erstattung angewandt. Der Berichtigungsbetrag 
wird zur selben Zeit wie die Erstattung und nach 
demselben Verfahren festgesetzt. Die Kommis- 
sion kann jedoch, wenn nötig, zwischenzeitlich 
auf Antrag eines Mitgliedstaates oder von sich 
aus die Berichtigungsbeträge ändern. 

Die vorstehenden Absätze können ganz oder 
teilweise auf jedes der in Artikel 1 Abs. 1 Buch- 
stabe c und in Anhang B genannten Erzeugnisse 
angewandt werden. 

5. Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die 
Gewährung der Erstattungen bei der Ausfuhr 
sowie die Kriterien für die Festsetzung des Er- 
stattungsbetrages fest. 

6. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 27 
festgelegt. 

7. Falls sich bei Prüfung der Marktlage Schwierig- 
keiten infolge der Bestimmungen über die Vor- 
ausfestsetzung der Erstattung zeigen oder die 
Gefahr besteht, daß solche Schwierigkeiten auf- 
treten, kann nach dem Verfahren des Artikels 27 
beschlossen werden, die betreffenden Bestimmun- 
gen für die absolut notwendige Zeit auszusetzen. 

In besonders dringenden Fällen kann die Kom- 
mission nach Prüfung der Lage an Hand aller 
ihr zur Verfügung stehenden Informationen be- 
schließen, die Vorausfestsetzung während höch- 
stens drei Werktagen auszusetzen. 

Während der Zeit der Aussetzung eingereichte 
Lizenzanträge mit Anträgen auf Vorausfestset- 
zung werden nicht berücksichtigt. 


Artikel 18 

Der Rat kann, soweit es für das reibungslose Funk- 
tionieren der gemeinsamen Marktorganisation für 
Reis erforderlich ist, auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Inanspruchnahme der 
Regelung des aktiven Veredelungsverkehrs ganz 
oder teilweise ausschließen 

— für in Artikel 1 genannte Erzeugnisse, die zur 
Herstellung von in Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe c 
genannten Erzeugnissen bestimmt sind, und 

— in besonderen Fällen für in Artikel 1 genannte 
Erzeugnisse, die zur Herstellung von in Anhang B 
genannten Waren bestimmt sind. 


Artikel 19 

Nach dem Verfahren des Artikels 27 werden 
bestimmt: 
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a) die Umrechnungssätze zwischen 

— geschältem Reis und Rohreis, die bei Anwen- 
dung von Artikel 4 Abs. 3, von Artikel 11 
Abs. 1 Buchstaben a und b und von Artikel 16 
Abs. 2 zu berücksichtigen sind; 

— geschältem Reis und vollständig geschliffenem 
Reis, die bei Anwendung von Artikel 14 
Abs. 3 und von Artikel 16 Abs. 2 zu berück- 
sichtigen sind; 

— vollständig geschliffenem Reis und halbge- 
schliffenen Reis, die bei Anwendung von Arti- 
kel 11 Abs. 1 Buchstaben e und f, von Arti- 
kel 14 Abs. 3 und von Artikel 16 Abs. 2 zu 
berücksichtigen sind; 

b) die Verarbeitungskosten und der Wert der 
Nebenerzeugnisse, die bei Anwendung von Arti- 
kel 4 Abs. 3, von Artikel 14 Abs. 3 und von 
Artikel 16 Abs. 2 zu berücksichtigen sind. 


Artikel 20 

1. Unbeschadet der Verordnung (EWG) Nr. . . . A ) 
gelten für die Tarifierung der unter diese Verord- 
nung fallenden Erzeugnisse die allgemeinen 
Tarifierungsvorschriften und die besonderen Vor- 
schriften über die Anwendung des Gemeinsamen 
Zolltarifs; das Zolltarifschema, das sich aus der 
Anwendung dieser Verordnung ergibt, ein- 
schließlich der in Anhang A enthaltenen Begriffs- 
bestimmungen, wird in den Gemeinsamen Zoll- 
tarif aufgenommen. 

2. Vorbehaltlich anderslautender Vorschriften die- 
ser Verordnung oder vorbehaltlich von vom Rat 
auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit beschlossenen Ausnahmen sind unter- 
sagt 

— die Erhebung von Zöllen oder von Abgaben 
mit gleicher Wirkung, 

— die Anwendung von mengenmäßigen Be- 
schränkungen oder von Maßnahmen mit glei- 
cher Wirkung. 

Als Maßnahme mit gleicher Wirkung wie men- 
genmäßige Beschränkungen gilt unter anderem 
die Beschränkung der Erteilung von Einfuhr- und 
Ausfuhrlizenzen auf bestimmte Gruppen von 
Empfangsberechtigten. 


A r t i k e 1 21 

1. Erreichen die Notierungen oder Preise auf dem 
Weltmarkt für eines oder mehrere der in Arti- 
kel 1 Abs. 1 Buchstaben a und b genannten 
Erzeugnisse das Niveau der Gemeinschaftspreise, 
so können für den Fall, daß diese Lage andauert 
und sich verschlechtert und der Markt der 


Gemeinschaft dadurch gestört wird oder gestört 
zu werden droht, geeignete Maßnahmen ergrif- 
fen werden. 

2. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die 
Durchführung dieses Artikels fest. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 27 
erlassen. 

Artikel 22 

1. Wird der Markt in der Gemeinschaft für eine 
oder mehrere der in Artikel 1 genannten Erzeug- 
nisse auf Grund von Einfuhren oder Ausfuhren 
ernstlichen Störungen ausgesetzt oder von ernst- 
lichen Störungen bedroht, die die Ziele des Arti- 
kels 39 des Vertrages gefährden könnten, so 
können im Handel mit Drittländern geeignete 
Maßnahmen angewandt werden, bis die tatsäch- 
liche oder die drohende Störung behoben ist. 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Durchführungsbestim- 
mungen zu diesem Absatz und bestimmt, in wel- 
chen Fällen und innerhalb welcher Grenzen die 
Mitgliedstaaten Schutzmaßnahmen treffen kön- 
nen. 

2. Tritt die in Absatz 1 erwähnte Lage ein, so be- 
schließt die Kommission auf Antrag eines Mit- 
gliedstaates oder von sich aus die erforderlichen 
Maßnahmen. Diese werden den Mitgliedstaaten 
mitgeteilt und sind unverzüglich anzuwenden. 
Ist die Kommission mit einem Antrag eines Mit- 
gliedstaates befaßt worden, so entscheidet sie 
hierüber innerhalb von 24 Stunden nach Eingang 
des Antrags. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann dem Rat die Maßnahme 
der Kommission binnen drei Arbeitstagen nach 
dem Tag ihrer Mitteilung vortragen. Der Rat tritt 
unverzüglich zusammen. Er kann die betreffen- 
de Maßnahme mit qualifizierter Mehrheit ändern 
oder aufheben. 

TITEL III 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 23 

Zum freien Warenverkehr in der Gemeinschaft 
werden diejenigen der in Artikel 1 genannten Waren 
nicht zugelassen, zu deren Herstellung oder Bear- 
beitung Erzeugnisse verwendet wurden, welche nicht 
unter Artikel 9 Abs. 2 und Artikel 10 Abs. 1 des 
Vertrages fallen. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . .. 
vom . . . S. . . . 
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Artikel 24 

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen die- 
ser Verordnung sind die Artikel 92 bis 94 des Ver- 
trages auf die Erzeugung der in Artikel 1 genannten 
Erzeugnisse und den Handel mit ihnen anzuwenden. 


Artikel 25 

1. Reis und Reisverarbeitungserzeugnisse können 
für Maßnahmen im Rahmen der Nahrungsmittel- 
hilfe bereitgestellt werden, sofern derartige 
Maßnahmen in internationalen Übereinkommen 
oder Abkommen vorgesehen sind. 

Die Bereitstellung von Reis und Reisverarbei- 
tungserzeugnissen für diese Maßnahmen erfolgt 
durch Ankauf von Reis auf dem Markt der Ge- 
meinschaft oder durch Verwendung von bei den 
Interventionsstellen befindlichem Reis. 

2. Die Kriterien für die Bereitstellung dieser Erzeug- 
nisse, insbesondere die Kriterien für den Ankauf 
auf dem Markt der Gemeinschaft und die Ver- 
wendung von bei den Interventionsstellen be- 
findlichem Reis, werden vom Rat auf Vorschlag 
der Kommission mit qualifizierter Mehrheit 
beschlossen. 

3. In Ausnahmefällen darf Reis durch Ankauf auf 
dem Weltmarkt bereitgestellt werden. Die 
Durchführungsbestimmungen zu diesem Absatz 
werden nach dem Verfahren des Artikels 27 
erlassen. 

Artikel 26 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich 
gegenseitig die zur Durchführung dieser Verord- 
nung erforderlichen Angaben mit. Die Einzelheiten 
der Mitteilung und der Bekanntgabe dieser Anga- 
ben werden nach dem Verfahren des Artikels 27 
festgelegt. 

Artikel 27 

1. Wird auf das in diesem Artikel definierte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende des durch Artikel 25 der Verordnung 

(EWG) Nr des Rates vom 

über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide 2 ) eingesetzten Verwaltungsausschusses 
für Getreide, im folgenden „Ausschuß 11 genannt, 
entweder von sich aus oder auf Antrag des Ver- 
treters eines Mitgliedstaates, diesen Ausschuß. 

Alle Vorschriften des Artikels 25 der genannten 
Verordnung, die sich auf diesen Ausschuß bezie- 
hen, bleiben gültig. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 

Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Aus- 
schuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 

Dringlichkeit der zu prüfenden Frage bestimmen 


kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit 
einer Mehrheit von einundvierzig Stimmen zu- 
stande. 

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen diese Maßnahmen 
jedoch nicht der Stellungnahme des Ausschusses, 
wo werden sie dem Rat von der Kommission als- 
bald mitgeteilt. In diesem Fall kann die Kommis- 
sion die Anwendung der von ihr beschlossenen 
Maßnahmen bis zur Dauer von höchstens einem 
Monat nach dieser Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit binnen 
einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 28 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die 
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates vorlegt. 

Artikel 29 

Bei Durchführung dieser Verordnung ist zugleich 
den Zielen der Artikel 39 und 110 des Vertrages in 
geeigneter Weise Rechnung zu tragen. 

Artikel 30 

Die die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
betreffenden Verordnungsbestimmungen gelten für 
die Märkte der in Artikel 1 Absatz 1 genannten 
Erzeugnisse. 

Artikel 31 

1. Die Verordnung Nr. 359/67/EWG des Rates vom 
25. Juli 1967 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Reis 3 ), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 668/75 4 ), wird aufgeho- 
ben. 

2. Verweisungen auf die nach Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
diese Verordnung. 

Bezugsvermerke und Verweisungen auf Artikel 
der genannten Verordnung sind nach der Ent- 
sprechungstabelle in Anhang C aufzusuchen. 

Artikel 32 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . S. . . . 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 18 
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Anhang A 


Begriffsbestimmungen 

1. a) Rohreis (Paddy-Reis): Reis in der Strohhülse, 

gedroschen. 

b) Geschälter Reis: Rohreis, bei dem nur die 
Strohhülse entfernt wurde. Hierunter fällt 
namentlich Reis mit den Handelsbezeichnun- 
gen „Braunreis", „Cargo-Reis", „Loonzain- 
Reis" und „riso sbramato". 

c) Halbgeschliffener Reis: Rohreis, bei dem die 
Strohhülse, ein Teil des Keimes und ganz 
oder teilweise die äußeren Schichten des Peri- 
karps, nicht jedoch die inneren Schichten, ent- 
fernt wurden. 

d) Vollständig geschliffener Reis: Rohreis, bei 
dem die Strohhülse, die äußeren und inne- 
ren Schichten des Perikarps und der Keim 
bei Mittel- und Langkornreis vollständig, bei 
Rundkornreis zumindest teilweise entfernt 
wurden, bei dem jedoch bis zu 10 v. H. der 
Körner weiße Längsrillen aufweisen können. 

2. a) Rundkornreis: Reis, dessen Körner eine Länge 

von 5,2 Millimeter oder weniger haben und 


bei denen das Verhältnis der Länge zur Breite 
weniger als zwei beträgt. 

b) Langkornreis: Reis, dessen Körner eine Länge 
von mehr als 5,2 Millimeter haben. 

c) Messung der Körner: Die Messung der Kör- 
ner erfolgt an vollständig geschliffenem Reis 
nach folgender Methode: 

i) der Partie wird eine repräsentative Probe 
entnommen; 

ii) die Probe wird sortiert, um nur ganze 
Körner zu erhalten; 

iii) zwei Messungen an jeweils 100 Körnern 
werden vorgenommen und der Durch- 
schnitt errechnet; 

iv) das Ergebnis wird in Millimetern, auf eine 
Dezimalstelle auf- bzw. abgerundet, er- 
mittelt. 

3. Bruchreis: Teile von Körnern, die dreiviertel 
oder weniger der durchschnittlichen Länge von 
ganzen Körnern haben. 
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Anhang B 

Nummer des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

19.02 

Zubereitungen zur Ernährung von Kindern oder zum Diät- oder Küchengebrauch, 
auf der Grundlage von Mehl, Grieß, Stärke oder Malz-Extrakt, auch mit einem 
Gehalt an Kakao von weniger als 50 Gewichtshundertteilen 

19.05 

Lebensmittel, durch Aufblähen oder Rösten von Getreide hergestellt (Puffreis, 
Corn Flakes und dergleichen) 

19.06 

Hostien, Oblatenkapseln für Arzneiwaren, Siegeloblaten und dergleichen 

ex 21.07 

Lebensmittelzubereitungen, anderweit weder genannt noch inbegriffen, mit 
Gehalt an Zucker, Milcherzeugnissen, Getreide oder Getreideverarbeitungser- 
zeugnissen 

35.05 

Dextrine und Dextrinleime; lösliche oder geröstete Stärke; Klebstoffe aus Stärke 

38.12 A I 

Zubereitete Zurichtemittel und zubereitete Appreturen, auf der Grundlage von 
Stärke 


Anhang C 


Entsprechungstabelle 


Verordnung Nr. 359/67/EWG 
Artikel 23 a 
Artikel 25 
Artikel 26 
Artikel 27 


Diese Verordnung 
Artikel 25 
Artikel 26 
Artikel 27 
Artikel 28 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 669/75 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Reissektor ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 669/75 des Rates vom 4. März 1975 zur Festset- 
zung des Richtpreises für geschälten Reis für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 J ) anzupassen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben wird, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 

Verweisungen Alter Text Neuer Text 

26 103 Rechnungseinheiten 261 03 Rechnungseinheiten je Tonne 
je 100 kg 

E i n z i g e r A r t i k e 1 E i n z i g e r A r t i k e 1 Artikel 1 

Artikel 2 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 669/75 des Ra- 
tes vom 4. März 1975 zur Festsetzung des 
Richtpreises für geschälten Reis für das 
Wirtschaftsjahr 1975/1976 x ) wird aufge- 
hoben.' 

2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Außerdem sind die Verweisungen auf die Verordnungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben: 

Angabe der betreffenden Rechtsvorschriften zu ersetzende Fundstelle 

2. Rechtsgrundlage 359/67/EWG 25. Juli 1975 

zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
668/75 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus- 
5. Rechtsgrundlage Schusses 

l ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 vom 20. März 1975, S. 19 


13 



Drucksache 7/4353 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 670/75 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Reissektor ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 670/75 des Rates vom 4. März 1975 zur Festset- 
zung der Interventionspreise für Rohreis für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 l ) anzupassen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben wird, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 


Verweisungen Alter Text 

15,487 Rechnungseinheiten 154,87 Rechnungseinheiten je Tonne 
je 100 Kilogramm 

E i n z i g e r A r t i k e 1 E i n z i g e r A r t i k e 1 Artikel 1 

Artikel 2 

1 . Die Verordnung (EWG) Nr. 670/75 des 
Rates vom 4. März 1975 zur Festsetzung 
der Interventionspreise für Rohreis für 
das Wirtschaftsjahr 1975/1976 1 ), wird auf- 
gehoben. 

2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verordnungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben: 


Angabe der betreffenden Rechtsvorschriften 
2. Rechtsgrundlage 


5. Rechtsgrundlage 
1. Erwägungsgrund 


zu ersetzende Fundstelle 
359/67/EWG 25. Juli 1967 

zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
668/75 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 

359/67/EWG 

669/75 ... 4. März 1975 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 vom 20. März 1975, S. 20 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung Nr. 369/67/EWG 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Reissektor ebenfalls den Text der Verordnung Nr. 369/67/EWG des Rates vom 25. Juli 1967 zur Festsetzung 
der Regeln für die Bestimmung der neben Arles und Vercelli vorgesehenen Handelsplätze 3 ) anzupassen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben wird, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 


Verweisungen Alter Text 

Artikel 3 Der Text des Artikels 

zu ersetzen durch: 


Neuer Text 
ist 

1. Die Verordnung Nr. 369/67/EWG des Rates 
vom 25. Juli 1967 zur Festsetzung der Re- 
geln für die Bestimmung der neben Arles 
und Vercelli vorgesehenen Handelsplätze 1 ), 
wird aufgehoben. 

2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verordnungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben: 

Angabe der betreffenden Rechtsvorschriften zu ersetzende Fundstelle 

2. Rechtsgrundlage 359/67/EWG 25. Juli 1967 

1. Erwägungsgrund 359/67/EWG 

Artikel 1 359/67/EWG 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 174 vom 31. Juli 1967, S. 38 
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Verordnung (EWG) Nr. . . 775 des Rates vom ... zur Festlegung 
von Standardqualitäten für Reis und Bruchreis 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 
des Rates vom . . . über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis 1 ), insbesondere auf Artikel 4 
Absatz 5 und Artikel 15 Abs. 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Richtpreis für geschälten Reis, die Interven- 
tionspreise für Rohreis (Paddy-Reis) sowie der 
Schwellenpreis für Bruchreis müssen bestimmten 
Standardqualitäten entsprechen. 

Die Standardqualitäten, für welche diese Preise 
festzusetzen sind, sollen bei geschältem Reis und 
Rohreis (Paddy-Reis) möglichst der Durchschnitts- 
qualität des in der Gemeinschaft geernteten Rund- 
kornreises und bei Bruchreis möglichst der Durch- 
schnittsqualität des Bruchreises entsprechen, der 
normalerweise in der Verarbeitungsindustrie der 
Gemeinschaft aus inländischem Reis gewonnen wird. 

Hierfür sind für die Standardqualitäten von Reis 
die Normen, die der repräsentativsten in der Ge- 
meinschaft erzeugten Reissorte entsprechen, und als 
Standardqualität von Bruchreis die im innergemein- 
schaftlichen Handel mit diesem Erzeugnis am häufig- 
sten vorkommende Qualität zugrunde zu legen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Standardqualität für geschälten Reis, für welche 
der Richtpreis festgesetzt wird, wird wie folgt fest- 
gelegt: 

a) Text siehe Artikel 2 Buchstabe a ; 

b) Feuchtigkeitsgehalt: 15 v. H.; 

c) Gesamtgehalt an anderen hochwertigen, einwand- 
freien Reiskörnern: 

7 Gewichtshundertteile, davon 
— Körner von Rohreis (Paddy-Reis) 1 v. H., 

— gebrochene Körner 3 v, H., 

— grüne Körner oder Körner mit natürlichen 
Mißbildungen 3 v. H.; 


d) Toleranz an Fremdstoffen, bestehend aus 

— mineralischen oder pflanzlichen ungenießba- 
ren Stoffen, sofern sie nicht giftig sind: 
0,01 v. H., 

— fremden Körnern oder Teilen von fremden 
Körnern, genießbar: 0,10 v. H.; 


e) Ausbeute an ganzen Körnern bei der Verarbei- 
tung zu vollständig geschliffenem Reis (ein- 
schließlich eines Anteils von höchstens 5 v. H. an 
gestützten Körnern): 77,50 Gewichtshundertteile, 
davon: Gewichtsanteil an anderen als hochwer- 
tigen, einwandfreien Körnern bei vollständig 
geschliffenem Reis: 


— kreidige Körner 

— Körner mit roten Rillen 

— gesprenkelte Körner 

— fleckige Körner 

— gelbe Körner 

— bernsteinfarbene Körner 


3 v.H. 
3 v.H. 
1 v.H. 
0,50 v.H. 
0,050 v. H. 
0,125 v. H. 


Artikel 2 

Die Standardqualität für Rohreis (Paddy-Reis), für 
die die Interventionspreise festgesetzt werden, wird 
wie folgt festgelegt: 

a) Reis, geruchlos, von gesunder, unverfälschter, 
handelsüblicher Qualität, die der Durchschnitts- 
qualität von gewöhnlichem, unter normalen 
Bedingungen in der Gemeinschaft geerntetem 
Rundkornreis vom gleichen Typ wie die Sorte 
„Balilla" entspricht; 

b) Feuchtigkeitsgehalt: 14,50 v. H.; 


c) Ausbeute an ganzen Körnern bei der Verarbei- 
tung zu vollständig geschliffenem Reis (ein- 
schließlich eines Anteils an gestutzten Körnern 
von höchstens 5 v. H.) : 62,00 Gewichtshundert- 
teile, 


davon: Gewichtsanteil an anderen als hochwer- 
tigen, einwandfreien Körnern bei vollständig 
geschliffenem Reis: 


— kreidige Körner 

— Körner mit roten Rillen 

— gesprenkelte Körner 

— fleckige Körner 

— gelbe Körner 

— bernsteinfarbene Körner 


3,00 v.H. 

3.00 v.H. 

1.00 v.H. 
0,50 v.H. 
0,050 v. H. 
0,125 v. H. 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . 
vom . . ., S. . . . 
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Artikel 3 

Die Standardqualität für Bruchreis, für die der 
Schwellenpreis festgesetzt wird, wird wie folgt fest- 
gelegt: 

a) Bruchreis, geruchlos, von gesunder, unverfälsch- 
ter, handelsüblicher Qualität, die der Durch- 
schnittsqualität von Bruchreis, der bei der Ver- 
arbeitung von geschältem Reis zu vollständig 
geschliffenem Reis in der Verarbeitungsindustrie 
der Gemeinschaft gewonnen wird, vom gleichen 
Typ wie die Qualität „Mezzagrana" ; 

b) Feuchtigkeitsgehalt: 15 v. H.f 

c) Toleranz an Fremdstoffen, bestehend aus 

— mineralischen oder pflanzlichen ungenieß- 
baren Stoffen, sofern sie nicht giftig sind: 
0,01 v.H., 

— fremdem Bruchreis oder Teilen von fremdem 
Bruchreis, genießbar: 0,10 v. H. 


Artikel 4 

Für die Anwendung dieser Verordnung werden 
Körner und Bruchreis, die nicht von einwandfreier 
Qualität sind, im Anhang definiert. 


Artikel 5 

1, Die Verordnung Nr. 362/67/EWG des Rates vom 
25. Juli 1967 zur Festlegung der Standardquali- 
täten für Reis und Bruchreis 2 ), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1555/71 3 ), 
wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die nach Absatz 1 aufgehobene 
Verordnung gelten als Verweisungen auf diese 
Verordnung. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 164 
vom 22. Juli 1971, S. 11 
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Anhang 


Definition der Körner und des Bruchreises, die nicht 

von einwandfreier Qualität sind. 

A. Ganze Körner 

Körner, bei denen unabhängig von den Merk- 
malen der jeweiligen Verarbeitungsstufe höch- 
stens ein Teil des Zahns entfernt wurde. 

B. Gestutzte Körner 

Körner, bei denen der ganze Zahn entfernt wur- 
de. 

C. Gebrochene Körner oder Bruchreis 

Körner, bei denen ein Teil ihres Volumens ober- 
halb des Zahns entfernt wurde. Der Begriff 
Bruchreis umfaßt: 

— groben Bruchreis (Teile von Körnern, deren 
Länge die Hälfte oder mehr der Länge des 
ganzen Korns ausmacht, die aber kein ganzes 
Korn sind) ; 

— mittleren Bruchreis (Teile von Körnern, deren 
Länge ein Viertel oder mehr der Länge des 
ganzen Korns ausmacht, die aber nicht die 
Mindestgröße von grobem Bruchreis errei- 
chen) ; 

— feinen Bruchreis (Teile von Körnern, die nicht 
ein Viertel eines ganzen Korns erreichen, 
jedoch nicht durch ein Sieb mit 1,4 mm 
Maschenweite gehen); 

— Bruchstücke (kleine Teile oder Splitter von 
Körnern, die durch ein Sieb mit 1,4 mm 
Maschenweite gehen); als Bruchstücke gelten 
gespaltene Körner (Teile von Körnern, die 
durch Spaltung des Korns in Längsrichtung 
entstehen). 

D. Grüne Körner 

Nicht vollständig ausgereifte Körner. 

E. Körner mit natürlichen Mißbildungen 

Als natürliche Mißbildungen gelten alle erb- 
lichen oder nicht erblichen Verformungen im 
Vergleich zu den typischen morphologischen 
Sortentnerkmalen. 


F. Kreidige Körner 

Körner, deren Oberfläche mindestens zu drei 
Vierteln ein undurchsichtiges und mehliges Aus- 
sehen hat. 

G. Korner mit roten Rillen 

Körner, die als Rückstand des Perikarps rote 
Längsrillen in unterschiedlicher Stärke und Fär- 
bung aufweisen. 

H. Gesprenkelte Körner 

Körner, die einen kleinen, genau abgegrenzten 
kreisförmigen Fleck aus dunkler Farbe von mehr 
oder weniger regelmäßiger Form aufweisen. Fer- 
ner gelten Körner als gesprenkelt, die schwache 
schwarze und flache Rillen haben. Rillen und 
Flecken dürfen keinen gelben oder dunklen 
Strahlenkranz aufweisen. 

I. Fleckige Körner 

Körner, auf deren Oberfläche begrenzt eine deut- 
liche Veränderung ihrer normalen Farbe einge- 
treten ist. Die Flecken können von unterschied- 
licher Färbung sein (schwärzlich, rötlich, braun 
usw.). Außerdem gelten tiefe schwarze Rillen als 
Flecken. Sind die Flecken von intensiver und 
sofort auffallender Färbung (schwarz, rosa, rot- 
braun) und gleich groß oder größer als die Hälfte 
des betreffenden Korns, so ist dieses als gelbes 
Korn anzusehen. 

J. Gelbe Körner 

Gelbe Körner sind solche, deren natürliche Farbe 
sich auf andere Weise als durch Trocknen ganz 
oder teilweise in verschiedene Tönungen von 
Zitronen- bis zu orangegelb hin verändert hat. 

K. Bernsteinfarbene Körner 

Bernsteinfarbene Körner sind solche, die eine ein- 
heitliche, leichte und allgemeine, nicht durch 
Trocknen verursachte Verfärbung aufweisen, die 
ihnen ein helles, bernsteingelbes Aussehen ver- 
leiht. 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung Nr. 364/67/EWG 

Die Kommission schlägt dem Rat vor. im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Reissektor ebenfalls den Text der Verordnung Nr. 364/67/EWG des Rates vom 25. Juli 1967 zur Festlegung 
der Grundregeln für die Intervention bei Reis *) anzupassen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben wird, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 

Verweisungen Alter Text Neuer Text 

Artikel 4 nach dem Abstimmungsver- mit qualifizierter Mehrheit 

fahren des Artikels 43 Ab- 
satz des Vertrages 

Artikel 5 Der Text des Artikels 5 ist 1. Die Verordnung Nr. 364/67/EWG des Rates 

zu ersetzen durch: vom 25. Juli 1967 zur Festlegung der 

Grundregeln für die Intervention bei Reis x ) 
wird aufgehoben. 

2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Außerdem sind die Verweisungen auf die Verordnungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben. 

Angabe der betreffenden Rechtsvorschriften zu ersetzende Fundstelle 

2. Rechtsgrundlage 359/67/EWG 25. Juli 1967 

1. Erwägungsgrund 359/67/EWG 

Artikel 1 359/67/EWG 

i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 vom 31. Juli 1967, S. 30 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 446/68 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Reissektor ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 446/68 des Rates vom 9. April 1968 über beson- 
dere Interventionsmaßnahmen für Reis x ) anzupassen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben wird, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 


Verweisungen Alter Text Neuer Text 

Einziger Artikel Artikel 1 

Artikel 26 Artikel 27 

Artikel 2 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 446/68 des 
Rates vom 9. April 1968 über besondere 
Interventionsmaßnahmen für Reis x ) wird 
aufgehoben. 

2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 

Ar tike 1 3 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Außerdem sind die Verweisungen auf die Verordnungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben: 


Einziger Artikel 
Artikel 1 


Angabe der betreffenden Rechtsvorschriften zu ersetzende Fundstelle 


2. Rechtsgrundlage 359/67/EWG 25. Juli 1967 

Artikel 1 359/67/EWG 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 91 vom 12. April 1968, S. 4 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 1893/75 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Reissektor ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 1893/75 des Rates vom 22. Juli 1975 zur Fest- 
setzung der monatlichen Zuschläge zu den Preisen für Rohreis und geschälten Reis für das Wirtschafts- 
jahr 1975/1976 *) anzupassen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben wird, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 


Verweisungen 

Alter Text 

Neuer Text 

Einziger Artikel 

Einziger Artikel 

Artikel 1 

Artikel 1 

0,172 Rechnungseinheiten 
je 100 Kilogramm 

1,72 Rechnungseinheiten je Tonne 


0,215 Rechnungseinheiten 
je 100 Kilogramm 

2,15 Rechnungseinheiten je Tonne 

Artikel 2 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 1893/75 des 
Rates vom 22. Juli 1975 zur Festsetzung der 
monatlichen Zuschläge zu den Preisen für 
Rohreis und geschälten Reis für das Wirt- 



schaftsjahr 1975/1976 *) wird aufgehoben. 

2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verordnungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben: 


Angabe der betreffenden Rechtsvorschriften zu ersetzende Fundstelle 

2. Rechtsgrundlage 359/67/EWG 25. Juli 1967 letztlich geändert durch 

die Verordnung (EWG) Nr. 668/75 

Artikel 1 359/67/EWG 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 193 vom 22. Juli 1975, S. 4 
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Verordnung (EWG) Nr. des Rates vom . . . über die Regeln 

für die Vorausfestsetzung der Abschöpfung für Reis und Bruchreis 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 
des Rates vom . . . über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Reis 1 ), insbesondere auf Artikel 13 
Abs. 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der gemeinsame Schwellenpreis ist der einzige 
Schutzfaktor des Marktes der Gemeinschaft, und der 
normale Absatz von einheimischem Reis nach den 
Regeln der Regionalisierung wäre ernstlich bedroht, 
wenn eingeführte Ware zu niedrigeren Preisen als 
den Schwellenpreisen auf den Markt gelangen wür- 
de; deshalb muß der in Artikel 13 Abs. 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. .../.. - 1 ) vorgesehene Prämien- 
satz im Falle einer Vorausfestsetzung der Abschöp- 
fung derart bemessen werden, daß das nach diesem 
Verfahren eingeführte Erzeugnis unter Vorausset- 
zungen auf den Markt der Gemeinschaft gelangt, 
die das Marktgleichgewicht nicht gefährden können. 

Deshalb muß der Unterschied zwischen dem cif- 
Preis und einem für Terminkäufe bestimmten cif- 
Preis, falls der letztere niedriger ist als der erstere, 
durch diesen Prämiensatz gedeckt werden, wobei die 
für die wirkliche Tendenz des Terminmarktes reprä- 
sentativen Angebote zu berücksichtigen sind. 

Es gibt Ausnahmefälle, in denen besondere Um- 
stände starke Preisschwankungen auf dem Reismarkt 
hervorrufen. Um zu verhindern, daß diese sich nach- 
teilig auf den Reismarkt der Gemeinschaft auswir- 
ken, ist in solchen Fällen die Möglichkeit vorzu- 
sehen, einen höheren als den sich aus den allgemei- 
nen Bestimmungen ergebenden Prämiensatz festzu- 
legen, um den Unterschied zwischen dem cif-Preis 
und dem cif-Preis für Terminkäufe zu decken, die 
Vorausfestsetzung der Abschöpfung vorübergehend 
auszusetzen oder den Zeitraum, für den die Ab- 
schöpfung im voraus festgesetzt werden kann, zu 
verkürzen. 

Die Abschöpfungen für Rohreis (Paddy-Reis) und 
halbgeschliffenen Reis werden nicht mit Bezug auf 
einen eigenen Schwellenpreis bzw. cif-Preis dieser 
Erzeugnisse berechnet, sondern von den für geschäl- 
ten Reis bzw. für vollständig geschliffenen Reis 
geltenden Abschöpfungen nach einem Umrechnungs- 
satz abgeleitet. 


Daher kann eine Berichtigung, im Vergleich zu den 
Schwellenpreisen, einer im voraus festgesetzten Ab- 
schöpfung für Rohreis (Paddy-Reis) oder halbge- 
schliffenen Reis nur Sinn haben, wenn dabei die für 
die Berechnung der Abschöpfung selbst verwendeten 
Umrechnungssätze angewandt werden. Infolgedes- 
sen sind die Regeln für die Vorausfestsetzung der 
Abschöpfungen festzulegen - — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die in Artikel 13 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. .../... vorgesehenen Prämiensätze werden 
nach den in dieser Verordnung genannten Krite- 
rien festgesetzt. 

2. Es wird je ein Prämiensatz für den laufenden 
Monat und für alle darauffolgenden Monate bis 
zum Ablauf der Geltungsdauer der Lizenz fest- 
gesetzt. Die in Rechnungseinheiten je Tonne aus- 
gedrückten Prämiensätze sind für die ganze Ge- 
meinschaft gleich. 


Artikel 2 

Ist der cif-Preis für geschälten Reis, vollständig ge- 
schliffenen Reis oder Bruchreis höher als der cif- 
Preis für Terminkäufe für das betreffende Erzeug- 
nis, so ist der Prämiensatz, vorbehaltlich der nach- 
stehenden Bestimmungen, 

a) bei geschältem Reis, vollständig geschliffenem 
Reis und Bruchreis gleich dem Unterschied zwi- 
schen diesen beiden Preisen; 

b) bei Rohreis (Paddy-Reis) gleich dem nach dem 

Umrechnungssatz entsprechend Artikel 19 der 
Verordnung (EWG) Nr. berichtigten Prä- 

miensatz für geschälten Reis; 

c) bei halbgeschliffenem Reis gleich dem nach dem 
Umrechnungssatz entsprechend Artikel 19 der 
Verordnung (EWG) Nr. .../... berichtigten 
Prämiensatz für vollständig geschliffenen Reis. 


Artikel 3 

1. Der cif-Preis ist für jedes Erzeugnis der nach 
Artikel 16 der Verordnung (EWG) Nr. .../... 
am Tag der Festlegung des Prämiensatzes be- 
rechnete cif-Preis. 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . 
vom . . . 1975, S. . . . 
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2. Der cif-Preis für Terminkäufe ist für jedes Er- 
zeugnis der nach Artikel 16 der Verordnung 
(EWG) Nr. berechnete cif-Preis, der je- 

doch auf Grund der für Nordseehäfen eingereich- 
ten Angebote unter folgenden Bedingungen be- 
rechnet wird: 

a) für Einfuhrgeschäfte, die während des Monats 
der Lizenzerteilung durchgeführt werden, ist 
dieser Preis der in diesem Monat bei Abla- 
dung geltende Preis; 

b) für Einfuhrgeschäfte, die während des auf den 
Monat der Lizenzerteilung folgenden Monats 
durchgeführt werden, ist dieser Preis der bei 
Abladung geltende Preis in dem für die Ein- 
fuhr vorgesehenen Monat; 

c) für Einfuhrgeschäfte, die während der übrigen 
Monate der Geltungsdauer der Lizenz durch- 
geführt werden, ist dieser Preis der bei 
Abladung geltende Preis in dem Monat, der 
dem vorgesehenen Einfuhrmonat vorausgeht; 

d) liegt kein Terminangebot für Abladung in 
einem bestimmten Monat vor, so ist dieser 
Preis der bei Abladung geltende Preis im 
letzten Monat, für den ein Terminangebot 
vorlag. 

Artikel 4 

Ist der cif-Preis für Terminkäufe gleich dem cif-Preis 
oder liegt er um höchstens 0,25 Rechnungseinheiten 
je Tonne unter diesem, so beträgt der Prämiensatz 
0 Rechnungseinheiten. 

Artikel 5 

Der für ein bestimmtes Erzeugnis und einen be- 
stimmten Termin geltende Prämiensatz wird berich- 
tigt, wenn sich bei Anwendung der in den vorste- 
henden Artikeln festgelegten Regeln eine Änderung 
der Prämie um mehr als 0,25 Rechnungseinheiten 
je Tonne ergibt. 

Artikel 6 

1. Drohen auf Grund der zu erwartenden Einfuhren 
ernstliche Schwierigkeiten auf dem gemeinsamen 
Markt für das betreffende Erzeugnis, so kann die 
Prämie — außer für den Monat der Lizenzertei- 
lung - vorübergehend höher festgesetzt werden 
als in den vorstehenden Artikeln vorgesehen. 

2. Die Prämie darf den in den vorstehenden Arti- 
keln festgelegten Betrag höchstens um folgende 
Sätze übersteigen: 

a) 0,50 Rechnungseinheiten im ersten Monat nach 
dem Monat der Lizenzerteilung; 

b) 0,75 Rechnungseinheiten im zweiten Monat; 

c) 1 ,25 Rechnungseinheiten im dritten Monat. 


Der letztgenannte Satz wird um 0,25 Rechnungs- 
einheiten für jeden folgenden Monat erhöht. 


Artikel 7 

In Ausnahmefällen, in denen besondere Umstände 
starke Preisschwankungen auf dem Reismarkt her- 
vorrufen, die auf Grund der Lage von Angebot und 
Nachfrage auf dem Weltmarkt nicht vorauszusehen 
waren, kann ein höherer als der sich aus den vor- 
stehenden Artikeln ergebende Prämiensatz festge- 
legt werden. 

Der Betrag, um den der Prämiensatz erhöht werden 
kann, darf für jedes Erzeugnis nicht größer sein als 
der Unterschied zwischen dem cif-Preis und dem 
letzten cif-Preis, der für jedes Erzeugnis vor der 
Beeinflussung der Preise durch die in Absatz 1 ge- 
nannten besonderen Umstände berechnet wurde. 


Artikel 8 

In den in Artikel 7 genannten Fällen kann die in 
Artikel 13 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
vorgesehenen Vorausfestsetzung der Abschöpfung 
nach dem Verfahren des Artikels 27 der genannten 
Verordnung ausgesetzt oder der Zeitraum, in wel- 
chem diese Vorausfestsetzung erreicht werden kann, 
verkürzt werden. 

Artikel 9 

Einzelheiten betreffend die Prämie, die in der Prä- 
mientabelle vorgesehen und in Ausnahmefällen an- 
zuwenden ist, können erforderlichenfalls nach dem 
Verfahren des Artikels 27 der Verordnung (EWG) 
Nr. festgelegt werden. 


Artikel 10 

1. Im Falle der Vorausfestsetzung der bei der Ein- 
fuhr von Rohreis (Paddy-Reis) oder halbgeschlif- 
fenem Reis geltenden Abschöpfung erfolgt die in 
Artikel 13 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 

. . ./. . . vorgesehene Berichtigung unter Be- 
rücksichtigung der nach Artikel 19 Buchstabe a 
der besagten Verordnung zu bestimmenden Um- 
rechnungssätze. 

2. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 1 

werden nach dem Verfahren des Artikels 27 der 
Verordnung (EWG) Nr. erlassen. 

Artikel 11 

1. Die Verordnung Nr. 365/67/EWG des Rates vom 
25. Juli 1967 über die Regeln für die vorherige 
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Festsetzung der Abschöpfungen für Reis und 
Bruchreis 2 ), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2435/70 3 ), wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die nach Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
diese Verordnung. 

Bezugsvermerke und Verweisungen auf Artikel 
der genannten Verordnung sind nach der Entspre- 
chungstabelle in Anhang . . aufzusuchen. 


Artikel 12 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 32 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 262 
vom 3. Dezember 1970, S. 3 
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Anhang 


Verordnung Nr. 365/67/EWG 


Entsprechungstabelle 

Diese Verordnung 


Artikel 9 bis 


Artikel 10 


Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 1892/75 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Reissektor ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 1892/75 des Rates vom 22. Juli 1975 zur Fest- 
setzung der Schwellenpreise für geschälten Reis und Bruchreis und des in den Schwellenpreis für voll- 
ständig geschliffenen Reis einzubeziehenden Schutzbetrages für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 *) anzu- 
passen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben wird, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 


Verweisungen 

Artikel 2 

Artikel 3 
Artikel 4 


Alter Text 


Neuer Text 


25,72 Rechnungseinheiten 
je 100 Kilogramm 

16,045 Rechnungseinheiten 
je 100 Kilogramm 

1,15 Rechnungseinheiten 
je 100 Kilogramm 


257,2 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm 


160,45 Rechnungseinheiten je Tonne 


11,5 Rechnungseinheiten je Tonne 
Artikel 5 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 1892/75 des 
Rates vom 22. Juli 1975 zur Festsetzung der 
Schwellenpreise für geschälten Reis und 
Bruchreis und des in den Schwellenpreis 
für vollständig geschliffenen Reis einzu- 
beziehenden Schutzbetrags für das Wirt- 
schaftsjahr 1975/1976 *) wird aufgehoben. 

2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verordnungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben. 


Angabe der betreffenden Rechtsvorschriften 
2. Rechtsgrundlage 

1. Erwägungsgrund 

2. Erwägungsgrund 

3. Erwägungsgrund 


zu ersetzende Fundstelle 


359/67/EWG 25. Juli 1967, zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 668/75 

359/67/EWG 

359/67/EWG 

359/67/EWG 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 193 vom 22. Juli 1975, S. 3 
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Verordnung (EWG) Nr. des Rates vom . . . über die Grundregeln 

für die Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr von Reis und über die Kriterien 

für die Festsetzung der Erstattungsbeträge 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 
des Rates vom . . . über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis 1 ), insbesondere auf Artikel 17 
Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erstattungen bei der Ausfuhr von Erzeugnis- 
sen, die der gemeinsamen Marktorganisation für 
Reis unterliegen, sind nach bestimmten Kriterien 
festzusetzen, die es ermöglichen, den Unterschied 
zwischen den Notierungen und Preisen dieser Er- 
zeugnisse in der Gemeinschaft und denen auf dem 
Weltmarkt zu decken. Hierbei muß der Versorgungs- 
lage der Gemeinschaft sowie der Preissituation für 
Reis und Bruchreis sowohl auf dem Weltmarkt als 
auch in der Gemeinschaft Rechnung getragen wer- 
den. 

Da die Notierungen für Reis und Bruchreis auf 
dem Weltmarkt zeitlich erheblich schwanken und 
die Preise, zu denen diese Erzeugnisse von den 
einzelnen Ländern auf diesem Markt angeboten 
werden, unterschiedlich sind, muß zur Deckung des 
Unterschieds zwischen diesen Weltmarktpreisen und 
den Preisen in der Gemeinschaft, insbesondere unter 
Berücksichtigung der Heranführungskosten, eine 
Erstattung festgesetzt werden, bei der der Unter- 
schied zwischen den repräsentativen Preisen der 
Gemeinschaft und den günstigsten Notierungen auf 
dem Weltmarkt berücksichtigt wird. 

Die in Artikel 17 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. vorgesehene Differenzierung der Er- 

stattungsbeträge je nach Bestimmung oder Bestim- 
mungsgebiet sollte auf Grund der Entfernung des 
Marktes der Gemeinschaft von den Empfängerlän- 
dern oder auf Grund der besonderen Einfuhrbedin- 
gungen in einigen dieser Länder beschlossen wer- 
den. 

Um Wettbewerbsverzerrungen zwischen den ein- 
zelnen Händlern der Gemeinschaft zu verhindern, 
ist es erforderlich, daß die für sie geltenden verwal- 
tungsmäßigen Voraussetzungen in der ganzen 
Gemeinschaft gleich sind. 

Um den Händlern der Gemeinschaft ausreichend 
stabile Erstattungsbeträge zu sichern, ist der Zeit- 


raum, in welchem diese Beträge - vorbehaltlich 
etwaiger Änderungen, die zwischenzeitlich auf 
Grund von Artikel 17 Absatz, vierter Unterabsatz, 
zweiter Satz etwa beschlossen werden - unverän- 
dert bleiben können, auf einen Monat festzusetzen. 

Unter bestimmten Umständen, insbesondere in 
Zeiten der Unsicherheit oder starker Preisschwan- 
kungen auf dem Weltmarkt, empfiehlt sich eine 
Regelung der Ausfuhr durch eine mengenmäßige 
Begrenzung der Erstattungen. Für diesen Zweck 
erscheint die Festsetzung der Erstattung auf dem 
Wege der Ausschreibung als geeignetes Mittel. Des- 
halb kann die Berichtigung einer im voraus fest- 
gesetzten Erstattung für Rohreis (Paddy-Reis) oder 
halbgeschliffenen Reis auf Grund des Schwellenprei- 
ses nur unter Anwendung der Sätze erfolgen, die 
zur Umrechnung der auf eine bestimmte Menge 
geschälten bzw. vollständig geschliffenen Reis 
bezüglichen Werte in auf die gleiche Menge Reis 
auf einer anderen Verarbeitungsstufe bezüglichen 
Werte benutzt wurden. Daher sind die durch diese 
Verordnung erlassenen Grundregeln für die Gewäh- 
rung von Erstattungen zu präzisieren, damit Arti- 
kel 17 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 
nicht irrtümlich ohne Benutzung der Umrechnungs- 
sätze angewandt werden kann. 

Die Gewährung einer Erstattung für aus Dritt- 
ländern eingeführten und nach Drittländern wieder 
ausgeführten Rohreis (Paddy-Reis) oder geschälten 
Reis erscheint nur gerechtfertigt, wenn bestimmte 
Voraussetzungen vorliegen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Verordnung regelt die Festsetzung und Ge- 
währung von Erstattungen bei der Ausfuhr der in 
Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. .../... ge- 
nannten Erzeugnisse. 

Artikel 2 

Bei der Festsetzung der Erstattungen werden folgen- 
de Faktoren berücksichtigt: 

a) die Lage und voraussichtliche Entwicklung 

— der Preise sowie der verfügbaren Mengen 
von Reis und Bruchreis auf dem Markt der 
Gemeinschaft, 

i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

vom . . ., S. . . . 
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— der Preise von Reis und Bruchreis auf dem 
Weltmarkt; 

b) die Ziele der gemeinsamen Marktorganisation 
für Reis, die diesem Markt eine ausgeglichene 
Lage und eine natürliche Entwicklung der Preise 
und des Handels gewährleisten sollen; 

c) das Erfordernis, Störungen auf dem Markt der 
Gemeinschaft zu verhindern; 

d) der wirtschaftliche Aspekt der beabsichtigten 
Ausfuhr. 

Artikel 3 

Für die in Artikel 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. . ../... genannten Erzeugnisse, mit Ausnahme 
der in Absatz 1 Buchstabe c des genannten Artikels 
aufgeführten Erzeugnisse, werden die Erstattungen 
unter Berücksichtigung folgender spezifischer Krite- 
rien festgesetzt: 

a) die Preise dieser Erzeugnisse auf den einzelnen 
repräsentativen Ausfuhrmärkten der Gemein- 
schaft; 

b) die günstigsten Notierungen auf den einzelnen 
Märkten der einführenden Drittländer; 

c) die günstigsten Vermarktungs- und Transport- 
kosten von den unter Buchstabe a genannten 
Märkten der Gemeinschaft zu den der Gemein- 
schaft als Ausfuhrhäfen oder als sonstige Aus- 
fuhrorte dienenden Plätzen sowie die Heranfüh- 
rungskosten auf den Weltmarkt. 


Artikel 4 

1. Die Erstattung für die in Artikel 1 Abs. 1 Buch- 
staben a und b der Verordnung (EWG) Nr. . ./. . 
genannten Erzeugnisse kann gegebenenfalls auf 
dem Wege der Ausschreibung festgesetzt wer- 
den. Eine solche Ausschreibung bezieht sich auf 
den Erstattungsbetrag. 

2. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 1 

werden durch das Verfahren des Artikels 27 der 
Verordnung (EWG) Nr. erlassen. 


Artikel 5 

1. Für in der Gemeinschaft geernteten Rohreis 
(Paddy-Reis) und aus diesem gewonnenen Roh- 
reis, die sich am Ende des Reiswirtschaftsjahres 
in Lagerbeständen befinden, aus der Ernte dieses 
Wirtschaftsjahres stammen und in unverändertem 
Zustand oder in Form von vollständig geschliffe- 
nem oder halbgeschliffenem Reis in der Zeit vom 
Beginn des folgenden Wirtschaftsjahres ab bis zu 
festzulegenden Zeitpunkten ausgeführt werden, 
kann die Erstattung um einen Ausgleichsbetrag 
erhöht werden. 


Gegebenenfalls bestimmt der Rat auf Vorschlag 
der Kommission jährlich vor dem 1. Juli mit 
qualifizierter Mehrheit die Erzeugnisse, auf wel- 
che der vorstehende Absatz Anwendung findet. 

2. Der Ausgleichsbetrag ist 

— bei geschältem Reis gleich dem Unterschied 
zwischen dem im letzten Monat des Reiswirt- 
schaftsjahres geltenden Richtpreis und dem 
Richtpreis des ersten Monats des neuen Wirt- 
schaftsjahres; 

— bei Rohreis (Paddy-Reis) gleich dem vorste- 
hend genannten Unterschied, berichtigt nach 
Maßgabe des Umrechnungssatzes. 

Dieser Betrag wird jedoch um die gegebenenfalls 
auf Grund von Artikel 8 der Verordnung (EWG) 
Nr. . . ./. . . bereits gewährte Übergangsvergü- 
tung vermindert. 

3. Der Ausgleichsbetrag wird nur gewährt, wenn 
die Lagerbestände eine Mindestmenge erreichen. 


Artikel 6 

Wenn die Weltmarktlage oder besondere Erforder- 
nisse einzelner Märkte es notwendig machen, kann 
die Erstattung für die in Artikel 3 genannten Erzeug- 
nisse je nach Bestimmung oder Bestimmungsgebiet 
unterschiedlich festgesetzt werden. 

Artikel 7 

Bei Vorausfestsetzung der Erstattung für die Aus- 
fuhr von Rohreis (Paddy-Reis), vollständig geschlif- 
fenem Langkornreis oder halbgeschliffenem Reis 
erfolgt die in Artikel 17 Abs. 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. vorgesehene Berichtigung auf 

Grund des zur Zeit der Ausfuhr geltenden Schwel- 
lenpreises unter Berücksichtigung der nach Artikel 19 
Buchstabe a der erwähnten Verordnung zu bestim- 
menden Umrechnungssätze. 


Artikel 8 

1. Die Erstattung für die in Artikel 3 erwähnten 
Erzeugnisse wird gezahlt, wenn nachgewiesen 
wird, daß die Erzeugnisse 

— aus der Gemeinschaft ausgeführt wurden, 

— sofern es sich um Rohreis (Paddy-Reis) und 
geschältem Reis handelt, aus der Gemein- 
schaft stammen, es sei denn, daß Artikel 10 
Anwendung findet. 

2. Bei Anwendung von Artikel 6 wird die Erstat- 
tung nach Maßgabe von Absatz 1 gezahlt, sofern 
nachgewiesen wird, daß das Erzeugnis die Be- 
stimmung bzw. das Bestimmungsgebiet erreicht 
hat, für die die Erstattung festgesetzt wurde. 
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Abweichungen von dieser Vorschrift können 
jedoch nach dem Verfahren des Absatzes 3 vor- 
gesehen werden, sofern Bedingungen festgelegt 
werden, die gleichwertige Garantien bieten. 

3. Ergänzende Vorschriften können nach dem Ver- 
fahren des Artikels 27 der Verordnung (EWG) 
Nr. . erlassen werden. 


Artikel 9 

Die Erstattungen für die in Artikel 3 genannten 
Erzeugnisse werden mindestens einmal monatlich 
festgesetzt. 

Artikel 10 

Bei der Ausfuhr von Rohreis (Paddy-Reis) und ge- 
schältem Reis, der aus Drittländern eingeführt wurde 
und nach Drittländern wieder ausgeführt wird, wird 
eine Erstattung nur dann gewährt, wenn der Expor- 
teur nachweist, 

— daß das auszuführende Erzeugnis mit dem zuvor 
eingeführten Erzeugnis identisch ist und 

— daß bei der Einfuhr des betreffenden Erzeugnisses 
eine Abschöpfung erhoben wurde. 

In diesem Fall ist die Erstattung für die einzelnen 
Erzeugnisse gleich der bei der Einfuhr für sie erho- 
benen Abschöpfung, wenn diese niedriger ist als 


die am Ausfuhrtag geltende Erstattung; ist die Ab- 
schöpfung bei der Einfuhr höher als die am Ausfuhr- 
tag geltende Erstattung, so ist die Erstattung gleich 
dieser letzteren. 


Artikel 11 

1. Die Verordnung Nr. 366/67/EWG des Rates vom 
25. Juli 1967 über die Grundregeln für die Ge- 
währung von Erstattungen bei der Ausfuhr von 
Reis und über die Kriterien für die Festsetzung 
der Erstattungsbeträge 2 ), geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 478/75 3 ), wird erhoben. 

2. Verweisungen auf die nach Absatz 1 aufgehobene 
Verordnung gelten als Verweisungen auf diese 
Verordnung. Artikel der genannten Verordnung 
sind nach der Entsprechungstabelle im Anhang 
aufzusuchen. 


Artikel 12 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 34 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 52 
vom 28. Februar 1975, S. 34 


Anhang 


Entsprechungstabelle 

Verordnung Nr. 366/67/EWG 
Artikel 4 
Artikel 5 
Artikel 5 a 
Artikel 6 
Artikel 7 
Artikel 8 


Diese Verordnung 
Artikel 5 
Artikel 6 
Artikel 7 
Artikel 8 
Artikel 9 
Artikel 10 
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Verordnung (EWG) Nr. des Rates vom . . . zur Festlegung der 

im Falle von Störungen auf dem Reissektor anzuwendenden Grundregeln 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . . des 
Rates vom . . . über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Reis 1 ), insbesondere auf Artikel 21 
Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 21 der Verordnung (EWG) Nr. . . . 4 ) 
können, wenn die Notierungen oder Preise auf dem 
Weltmarkt für eines oder mehrere der in Artikel 1 
Abs. 1 Buchstaben a und b genannten Erzeugnisse 
das Niveau der Gemeinschaftspreise erreichen, die 
erforderlichen Maßnahmen ergriffen werden. Um zu 
verhindern, daß eine solche Lage andauert und sich 
verschärft und daß der Markt der Gemeinschaft 
gestört wird oder von einer Störung bedroht wird, 
sind die Umstände zu definieren, unter denen eine 
solche Lage eintreten könnte, und die Grundregeln 
für die Anwendung der erwähnten Maßnahmen fest- 
zulegen. 

Es ist daher nötig, ein ausreichendes Reisangebot 
sicherzustellen. Hierfür können insbesondere Ab- 
schöpfungen bei der Ausfuhr erhoben und die Ertei- 
lung von Ausfuhrlizenzen ganz oder teilweise aus- 
gesetzt werden. 

Außerdem sind Kriterien für die Berechnung der 
Abschöpfung bei der Ausfuhr je nach Wirtschafts- 
lage festzulegen. In dem Bestreben, eine der jewei- 
ligen Lage angemessene und den Bedürfnissen des 
Marktes entsprechende Ausfuhrpolitik betreiben zu 
können, ist es unerläßlich, die Festsetzung der 
Abschöpfung bei der Ausfuhr ausschließlich den 
für die Ausfuhrregelung geltenden Kriterien zu 
unterwerfen. 

Die Gemeinschaftsverpflichtungen auf dem Gebiet 
der Nahrungsmittelhilfe geben Anlaß, Ausfuhren im 
Rahmen dieser Verpflichtungen aus dem Geltungs- 
bereich dieser Verordnung auszuklammern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Im Sinne des Artikels 21 der Verordnung (EWG) 
Nr. . . . erreichen die Notierungen oder Preise 
auf dem Weltmarkt das Niveau der Gemein- 
schaftspreise, wenn sie sich dem Schwellenpreis 
nähern oder ihn überschreiten. 


2. Die in Absatz 1 beschriebene Lage könnte an- 
dauern und sich verschlechtern, wenn zwischen 
Angebot und Nachfrage ein Ungleichgewicht fest- 
gestellt wird und die Gefahr besteht, daß dieses 
Ungleichgewicht in Anbetracht der voraussicht- 
lichen Entwicklung der Erzeugung und der Markt- 
preise andauert. 

3. Der Markt der Gemeinschaft wird durch die in 
den Absätzen 1 und 2 bezeichnete Lage gestört 
oder droht gestört zu werden, wenn hohe Preise 
im internationalen Handel die Einfuhr von in 
Artikel 1 Abs. 1 Buchstaben a und b der Verord- 
nung (EWG) Nr. . . . genannten Erzeugnissen 
behindern oder ihre Ausfuhr anreizen können, 
so daß die Stabilität des Marktes oder die Sicher- 
stellung der Versorgung in Frage gestellt wird. 


Artikel 2 

1. Sind die Voraussetzungen des Artikels 21 der 
Verordnung (EWG) Nr. . . . entsprechend den in 
Artikel 1 festgelegten Kriterien gegeben, so kön- 
nen folgende Maßnahmen getroffen werden: 

— die Erhebung einer Abschöpfung bei der Aus- 
fuhr. Außerdem kann eine besondere Ab- 
schöpfung bei der Ausfuhr Gegenstand eines 
Ausschreibungsverfahrens sein, das sich auf 
eine bestimmte Menge bezieht; 

— die Festlegung einer Frist für die Erteilung 
von Ausfuhrlizenzen; 

- — die vollständige oder teilweise Aussetzung 
der Erteilung von Ausfuhrlizenzen; 

— die vollständige oder teilweise Ablehnung 
bereits eingereichter Anträge auf Erteilung 
von Ausfuhrlizenzen. 

2. Die Maßnahmen gemäß Absatz 1 können für 
eines oder mehrere der in Artikel 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. . . . aufgeführten Erzeugnisse 
getroffen werden, wenn die Marktlage oder die 
Beziehungen zwischen den einzelnen Erzeugnis- 
sen es erfordern. 

3. Die in Absatz 1 bezeichneten Maßnahmen werden 
spätestens aufgehoben, wenn festgestellt wird, 
daß die in Artikel 1 Abs. 1 genannte Voraus- 
setzung während dreier aufeinanderfolgender 
Wochen nicht mehr gegeben ist. 


4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . ., S. . . . 
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Artikel 3 

1. Bei der Festsetzung der Abschöpfung bei der 
Ausfuhr von in Artikel 1 Abs. 1 Buchstaben a 
und b der Verordnung (EWG) Nr. . . . genannten 
Erzeugnissen werden folgende Faktoren berück- 
sichtigt: 

a) Die Lage und voraussichtliche Entwicklung 

— der Reispreise und der verfügbaren Men- 
gen auf dem Markt der Gemeinschaft, 

— der Preise für Reis sowie für Reisverar- 
beitungserzeugnisse auf dem Weltmarkt; 

b) die Ziele der gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für Reis, die darin bestehen, den Reis- 
märkten eine hinsichtlich. Versorgung und 
Handel ausgewogene Lage zu gewährleisten; 

c) das Erfordernis, Störungen auf dem Markt der 
Gemeinschaft zu verhindern; 

d) der wirtschaftliche Aspekt der Ausfuhren. 

2. Bei der Festsetzung der Abschöpfung bei der 
Ausfuhr von in Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EWG) Nr. . . . genannten Erzeug- 
nissen gelten die in Absatz 1 aufgeführten Fak- 
toren. Außerdem werden folgende spezifische 
Faktoren berücksichtigt: 

a) die Preise für Bruchreis auf den einzelnen 
Märkten der Gemeinschaft; 

b) die für die Herstellung der betreffenden 
Erzeugnisse erforderlichen Mengen an Bruch- 
reis und gegebenenfalls der Wert der Neben- 
erzeugnisse; 

c) die Möglichkeiten und Bedingungen für den 
Verkauf der betreffenden Erzeugnisse auf 
dem Weltmarkt. 

3. Wenn die Weltmarktlage oder spezifische Erfor- 
dernisse einzelner Märkte es nötig machen, kann 
die Abschöpfung bei der Ausfuhr unterschied- 
lich festgesetzt werden. 

4. Die zu erhebende Abschöpfung bei der Ausfuhr 
ist die Abschöpfung, die am Tag der Ausfuhr 
gilt. 

Die am Tage der Einreichung des Antrags auf 
Erteilung einer Lizenz geltende Abschöpfung bei 
der Ausfuhr gilt jedoch auf Grund eines gleich- 
zeitig mit der Beantragung der Lizenz zu stellen- 
den Antrags für ein Ausfuhrgeschäft, das wäh- 
rend der Geltungsdauer der Lizenz durchzufüh- 
ren ist. 

5. Auf Ausfuhren im Rahmen der Nahrungsmittel- 
hilfe gemäß Artikel 25 der Verordnung (EWG) 
Nr. . . . werden keine Abschöpfungen erhoben. 


Artikel 4 

1. Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Ver- 
ordnung werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 27 der Verordnung (EWG) Nr. . . . erlas- 
sen. 

2. Nach demselben Verfahren wird für die einzel- 
nen Erzeugnisse 

— die Einführung der in Artikel 2 genannten 
Maßnahmen und die Aufhebung der in Arti- 
kel 2 Abs. 1 zweiter und dritter Gedanken- 
strich bezeichneten Maßnahmen beschlossen, 

— die Abschöpfung bei der Ausfuhr in regel- 
mäßigen Abständen festgesetzt. 

3. Notwendigenfalls kann die Kommisison die Ab- 
schöpfung bei der Ausfuhr einführen oder ändern. 


Artikel 5 

Die Kommission kann in dringenden Fällen die in 
Artikel 2 Abs. 1 dritter und vierter Gedankenstrich 
bezeichneten Maßnahmen treffen. Sie teilt den Mit- 
gliedstaaten ihre Entscheidung mit und gibt sie 
durch Anschlag an ihrem Amtssitz bekannt. 

Diese Entscheidung bewirkt, für die betreffenden 
Erzeugnisse die Anwendung der getroffenen Maß- 
nahmen von dem hierfür angegebenen Tage an, 
wobei dieser Tag nach der Bekanntgabe liegt. 

Die Entscheidung über die Maßnahmen nach Arti- 
kel 2 Abs. 1 dritter Gedankenstrich gilt höchstens 
sieben Tage lang. 

Artikel 6 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 2737/73 des Rates 
vom 8. Oktober 1973 zur Festlegung der im Falle 
von Störungen auf dem Reissektor anzuwenden- 
den Grundregeln 2 ), geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 477/75 3 ), wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die nach Absatz 1 aufgehobene 
Verordnung gelten als Verweisungen auf diese 
Verordnung. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 9. Oktober 1973, S. 13 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 52 
vom 28. Februar 1975, S. 33 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 2592/69 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Reissektor ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 2592/69 des Rates vom 18. Dezember 1969 zur 
Festlegung der Voraussetzungen für die Anwendung der Schutzmaßnahmen auf dem Sektor Reis x ) anzu- 
passen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben wird, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 


Verweisungen Alter Text Neuer Text 

Artikel 5 Der Text des Artikels 5 ist zu 

ersetzen durch: 1. Die Verordnung (EWG) Nr. 2592/69 des 

Rates vom 18. Dezember 1969 zur Fest- 
legung der Voraussetzungen für die An- 
wendungen der Schutzmaßnahmen auf dem 
Sektor Reis *) wird aufgehoben. 

2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verordnungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben: 


Angabe der betreffenden Rechtsvorschriften zu ersetzende Fundstelle 

2. Rechtsgrundlage 359/67/EWG 25. Juli 1967, zuletzt geändert durch die 

Verordnung (EWG) Nr. 2463/69 

J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 324 vom 27. Dezember 1969, S. 3 


1. Erwägungsgrund 

359/67/EWG 

7. Erwägungsgrund 

359/67/EWG 

8. Erwägungsgrund 

359/67/EWG 

Artikel 1 

359/67/EWG 

Artikel 2, Abs. 1 

359/67/EWG 

Artikel 3 

359/67/EWG 

Artikel 4, Abs. 1 

359/67/EWG 

Artikel 4, Abs. 2 

359/67/EWG 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 2412/73 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Reissektor Fischereierzeugnisse ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 2412/73 des Rates vom 
24. Juli 1973 über die Reiseinfuhren aus der Arabischen Republik Ägypten *) anzupassen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben wird, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 


Verweisungen 

Alter Text 

Neuer Text 

Artikel 4 

Artikel 26 

Artikel 27 

Artikel 5 

Der Text des Artikels 5 ist zu 
ersetzen durch: 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 2412/73 des 
Rates vom 24. Juli 1973 über die Reisein- 
fuhren aus der Arabischen Republik Ägyp- 
ten *) wird aufgehoben. 



2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verordnungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben: 


Angabe der betreffenden Rechtsvorschriften 

Artikel 1 zu ersetzende Fundstelle 

359/67/EWG 25. Juli 1967, 

zuletzt geändert durch die Beitrittsakte 

Artikel 4 359/67/EWG 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 251 vom 7. August 1973, S. 103 
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Verordnung (EWG) Nr. .des Rates vom . . . zur Festlegung 

der Grundregeln für die Ausgieichsbeträge für Reis und zur Festsetzung 
dieser Ausgleichsbeträge für einige Erzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Beitrittsvertrag 1 ), insbesondere 
auf Artikel 55 Abs. 6 und Artikel 62 Abs. 1 der 
diesem Vertrag beigefügten Akte, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 80 der Akte sind die Ausgleichs- 
beträge für geschälten Rundkornreis, geschälten 
Langkornreis und Bruchreis auf der Grundlage des 
Unterschieds zwischen dem Schwellenpreis und den 
Marktpreisen festzusetzen, die während eines Be- 
zugszeitraums auf dem Markt des betreffenden 
neuen Mitgliedstaates festgestellt werden. 

Die neuen Mitgliedstaaten haben ihren Bedarf 
bisher zu Weltmarktpreisen gedeckt. Auf Grund die- 
ser Preise, die nach ihrer Berichtigung um den 
Unterschied der Beförderungskosten für die Fest- 
setzung der Abschöpfungen herangezogen werden, 
ist in den neuen Mitgliedstaaten ein dem Schwellen- 
preis vergleichbarer Preis festzusetzen, der von 
einem neuen Mitgliedstaat zum anderen nur gering- 
fügig abweicht. Aus diesem Grunde werden die 
Ausgleichsbeträge für geschälten Reis und Bruchreis 
für die drei neuen Mitgliedstaaten in gleicher Höhe 
festgesetzt. 

Für die anderen Ausgleichsbeträge gelten die 
Regeln des Artikels 80 Abs. 2 der Akte. Nach dieser 
Vorschrift werden die Ausgleichsbeträge für Roh- 
reis, halbgeschliffenen Reis und vollständig geschlif- 
fenen Reis im Verhältnis zum Ausgleichsbetrag für 
geschälten Reis mit Hilfe der durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 467/67 der Kommission vom 21. August 
1967 über die Festsetzung der Umrechnungssätze für 
die Verarbeitungsstufen von Reis sowie über die 
Festsetzung der Bearbeitungskosten und des Wertes 
der Nebenprodukte 2 ), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1808/74 3 ), festgelegten 
Koeffizienten bestimmt. 

Für die von Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe c der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. .../.. . des Rates vom . . . 
über die gemeinsame Marktorganisation für Reis 4 ) 
erfaßten Erzeugnisse ist der Ausgleichsbetrag mit 
Hilfe der für die Bestimmung des beweglichen Teil- 
betrages der Abschöpfung zugrunde gelegten Koeffi- 
zienten festzusetzen. Diese Koeffizienten wurden 
durch die Verordnung (EWG) Nr. .../... des Rates 


vom . . . zur Regelung der Einfuhr und der Ausfuhr 
von Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnissen 5 ) 
festgelegt. 

Da die Ausgleichsbeträge im innergemeinschaft- 
lichen Handel dazu dienen, einen Austausch von 
Erzeugnissen zwischen zwei Mitgliedstaaten mit 
unterschiedlichem Preisniveau unter befriedigenden 
Bedingungen zu ermöglichen, ist bei der Einfuhr in 
einen Mitgliedstaat mit höherem Preisniveau ein 
Ausgleichsbetrag zu erheben und umgekehrt bei der 
Ausfuhr nach einem Mitgliedstaat mit niedrigerem 
Preisniveau ein Ausgleichsbetrag zu gewähren. 

Artikel 55 Abs. 1 Buchstabe a der Akte, wonach 
die Ausgleichsbeträge vom einführenden Mitglied- 
staat erhoben oder vom ausführenden Mitgliedstaat 
gewährt werden, bedeutet demnach, daß die Aufgabe 
der Erhebung bzw. Gewährung dieser Beträge dem 
Mitgliedstaat obliegt, dessen Preisniveau höher liegt. 

Nach Artikel 56 der Akte können Maßnahmen 
getroffen werden, die geeignet sind, das reibungs- 
lose Funktionieren der gemeinsamen Marktorgani- 
sation zu gewährleisten, wenn bei einem Erzeugnis 
der Weltmarktpreis über dem zur Berechnung der 
Einfuhrbelastung im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik zugrunde gelegten Preis, abzüglich des 
Ausgleichsbetrages, liegt. Im Rahmen dieser Maß- 
nahme kann die Erhebung bzw. Gewährung der Aus- 
gleichsbeträge je nach den Schwankungen der Welt- 
marktpreise eingeschränkt werden. Es ist daher 
notwendig, die Einzelheiten einer solchen Beschrän- 
kung festzulegen. Ferner ist es angezeigt, solche 
Beschränkungen in gleichem Maße auf die Aus- 
gleichsbeträge für die Reisverarbeitungserzeugnisse 
zu übertragen. Es ist klarzustellen, daß die Anwen- 
dung von Artikel 55 Abs. 1 Buchstabe b der Akte 
dazu führt, den Ausgleichsbetrag von der Abschöp- 
fung bzw. der Erstattung abzuziehen. 

Falls dies nötig wird, ist die Möglichkeit der Ein- 
führung einer Regelung zur Vorausfestsetzung des 
Ausgleichsbetrages vorzusehen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 204 
vom 24. August 1967, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 188 
vom 12. Juli 1974, S. 34 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . ., S. . . . 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . ., S. . . . 
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Ist im Handel zwischen einem neuen Mitglied- 
staat und Drittländern der Ausgleichsbetrag von der 
Erstattung abzuziehen und ist diese niedriger als 
jener oder gar nicht festgesetzt worden, so sind 
geeignete Maßnahmen zur Verhinderung von Ver- 
kehrsverlagerungen zu ergreifen. 

Die Modalitäten der Erhebung bzw. Gewährung 
der Ausgleichsbeträge sind so festzulegen, daß 
Verkehrsverlagerungen, zu denen insbesondere die 
unterschiedliche Höhe dieser Beträge führen könnte, 
verhindert werden. 

Aus Gründen der Klarheit ist die Kommission zu 
ermächtigen, die vom Rat festgesetzten Ausgleichs- 
beträge in demselben Anhang zu veröffentlichen, 
in dem die von der Kommission festgesetzten Aus- 
gleichsbeträge veröffentlicht werden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen diesen und Dritt- 
ländern bis zum 31. August 1973 anzuwendenden 
Ausgleichsbeträge belaufen sich für die nachstehen- 
den Erzeugnisse auf 

99 Rechnungseinheiten je Tonne geschälter Rund- 
kornreis, 

114.5 Rechnungseinheiten je Tonne geschälter Lang- 
kornreis, 

45.5 Rechnungseinheiten je Tonne Bruchreis. 


Artikel 2 

Die Ausgleichsbeträge für Rohreis, halbgeschliffenen 
Reis, vollständig geschliffenen Reis und für die in 
Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe c der Verordnung (EWG) 
Nr. bezeichneten Erzeugnisse werden mit 

Hilfe der in den Verordnungen Nr. 467/67/EWG 6 ) 
und (EWG) Nr. .../... 7 ) angegebenen Koeffizien- 
ten bestimmt. 


Artikel 3 

Im Handel der neuen Mitgliedstaaten mit der Ge- 
meinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammenset- 
zung werden die Ausgleichsbeträge von demjenigen 
der beiden betroffenen Mitgliedstaaten erhoben 
bzw. gewährt, dessen für die Bestimmung der Aus- 
gleichsbeträge berücksichtigtes Preisniveau das 
höhere war. Im Handel zwischen den neuen Mit- 
gliedstaaten und Drittländern werden die Aus- 
gleichsbeträge von der Abschöpfung und der Erstat- 
tung abgezogen. 


Artikel 4 

1. Der anzuwendende Ausgleichsbetrag ist der am 
Tage der Einfuhr bzw. Ausfuhr gültige Aus- 
gleichsbetrag. 

2. Falls nötig, kann jedoch nach dem Verfahren 
des Artikels 7 Abs. 1 beschlossen werden, eine 
Regelung der Vorausfestsetzung des Ausgleichs- 
betrages einzuführen. 


Artikel 5 

1. Liegt für eines der in Artikel 1 genannten Erzeug- 
nisse die Abschöpfung unter dem für dieses 
Erzeugnis festgesetzten Ausgleichsbetrag, so be- 
stimmt die Kommission anhand der Tabelle im 
Anhang den Betrag, der im Handel zwischen der 
Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen- 
setzung und den neuen Mitgliedstaaten sowie 
zwischen letzteren und Drittländern als Aus- 
gleichsbetrag anzuwenden ist. 

Liegt die Abschöpfung jedoch innerhalb der 
Wertspanne, in der sich auch der nach Artikel 1 
festgesetzte Ausgleichsbetrag befindet, so bleibt 
dieser Ausgleichsbetrag gültig. 

2. Für Rohreis (Paddy-Reis), halbgeschliffenen und 
vollständig geschliffenen Reis wird der als Aus- 
gleichsbetrag anzuwendende Betrag von der 
Kommission mittels der in der Verordnung Nr. 
467/67/EWG aufgeführten Koeffizienten und je 
nach den Schwankungen des Betrages oder der 
Beträge bestimmt, die gemäß Absatz 11 für ge- 
schälten Reis festgesetzt wurden. 

3. Für die in Artikel 1 Buchstabe c der Verordnung 
(EWG) Nr. .../... aufgeführten Erzeugnisse 
bestimmt die Kommission je nach den Schwan- 
kungen des Betrages oder der Beträge, die gemäß 
Absatz 1 für die jeweiligen Grunderzeugnisse 
festgesetzt wurden, den als Ausgleichsbetrag an- 
zuwendenden Betrag. 


Artikel 6 

Wird für ein Erzeugnis ein Ausgleichsbetrag fest- 
gesetzt und ist die Erstattung niedriger als dieser 
Ausgleichsbetrag oder gar nicht festgesetzt, so kann 
bei der Ausfuhr des betreffenden Erzeugnisses nach 
Drittländern in dem betreffenden neuen Mitglied- 
staat die Erhebung eines Betrages vorgesehen wer- 
den, der höchstens gleich dem Unterschied zwischen 
dem Ausgleichsbetrag und der Erstattung oder 
- gegebenenfalls - höchstens gleich dem Ausgleichs- 
betrag ist. 


6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 204 
vom 24. August 1967, S. . . . 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 
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Artikel 7 

1. Nach dem Verfahren des Artikels 27 der Verord- 
nung (EWG) Nr. werden festgelegt: 

a) die in Artikel 2 bezeichneten Ausgleichsbe- 
träge, 

b) die in Artikel 1 bezeichneten Ausgleichsbeträ- 
ge für die folgenden Wirtschaftsjahre, 

c) die Bestimmungen betreffend die Gewährung, 
Erhebung und Einziehung der Ausgleichs- 
beträge, insbesondere im Hinblick auf die 
Verhinderung eventueller Verkehrsverlage- 
rungen und Wettbewerbsverzerrungen, 

d) sonstige Durchführungsbestimmungen zu die- 
ser Verordnung. 

2. Die Kommission wird ermächtigt, die Ausgleichs- 
beträge zusammen mit den in Artikel 1 festgesetz- 
ten Ausgleichsbeträgen zu veröffentlichen. 


Artikel 8 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 243/73 des Rates vom 
31. Januar 1973 zur Festlegung der Grundregeln 
für die Ausgleichsbeträge für Reis und zur Fest- 
setzung dieser Ausgleichsbeträge für einige 
Erzeugnisse 8 ), geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1999/74 9 ), wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die nach Absatz 1 aufgehobene 
Verordnung gelten als Verweisungen auf diese 
Verordnung. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


8 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 1. Februar 1973, S. 26 

9 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 209 
vom 31. Juli 1974, S. 5 
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Anhang 


Gemeinschaftlicher Als Ausgleichsbetrag 

Abschöpfungsbetrag anzuwendende Beträge 

RE/Tonne RE/Tonne 


zwischen 168 und 162,1 

165 

zwischen 162 und 156,1 

159 

zwischen 156 und 150,1 

153 

zwischen 150 und 144,1 

147 

zwischen 144 und 138,1 

141 

zwischen 138 und 132,1 

135 

zwischen 132 und 126,1 

129 

zwischen 126 und 120,1 

123 

zwischen 120 und 114,1 

117 

zwischen 114 und 108,1 

111 

zwischen 108 und 102,1 

105 

zwischen 

102 und 

96,1 

99 

zwischen 

96 und 

90,1 

93 

zwischen 

90 und 

84,1 

87 

zwischen 

84 und 

78,1 

81 

zwischen 

78 und 

72,1 

75 

zwischen 

72 und 

66,1 

69 

zwischen 

66 und 

60,1 

63 

zwischen 

60 und 

54,1 

57 

zwischen 

54 und 

48,1 

51 

zwischen 

48 und 

42,1 

45 

zwischen 

42 und 

36,1 

39 

zwischen 

36 und 

30,1 

33 

zwischen 

30 und 

24,1 

27 

zwischen 

24 und 

18,1 

21 

zwischen 

18 und 

12,1 

15 

zwischen 

12 und 

6,1 

9 

zwischen 

6 und 

0,1 

3 


0 


0 


Begründung 


Die vorliegende Reihe von landwirtschaftlichen 
Rechtsakten betreffend den Getreidesektor ist die 
sechste Serie von Vorschlägen der Kommission über 
die Kodifizierung des abgeleiteten Landwirtschafts- 
rechts des Rates. 

Sie ist dazu bestimmt, dem kürzlich geäußerten 
Wunsch des Rates zu entsprechen, der in seiner 


Entschließung vom 26. November 1974 die Kom- 
mission aufgefordert hat, ihm Vorschläge konstitu- 
tiver Kodifizierung zu unterbreiten. 

Die Kodifikationsmethode ist dieselbe wie die bei 
den vorhergehenden Reihen von Rechtsakten ange- 
wandte Methode. 


36 



